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rifl
das Verwmaltungs - u . Rechnungsweien der Gemeinden ,

Sparkaſjen , Stiftungen und ſoziolen Verſicherungen .
Erſcheint monatlich 1mal .

Preis unter Kreuzband frei durch
die Geſchäftsſtelle bezogen 5 Mk.

fürs Jahr .
Ar. 7 Juli 1915

Der Inſertionspreis für den Raum
einer Zeile von 3*76 mm beträgt
30 Pfg. , bei größeren Aufträgen ,
mehrmaligem Einrücken und Cliché -
Auftrag wird ſolcher allenſalls nach

Uebereinkunft feſtgeſetzt .

2. Jahrgang

*3 Jnhalt : Nochmals zur Kriegswochenhilfe ! 1. Gehaltsverhältniſſe der Gemeindebeamten im Krieg betreffend .

2. Die Hinterlegung von Schuldverſchreibungen des deutſchen Reichs ( ſog . Kriegsanleihe ) bei öffentlichen Sparkaſſen betr .

6. Geſchäftsordnung — Geſchäftsverteilungsplan der Krankenkaſſen .
Die Anſprüche der Kriegsinvaliden auf Grund der Militärverſorgungsgeſetze .

Kriegsinvalidenfürſorge .
Die Prozeßführung mit Kriegsteilnehmern im Spiegel der Gerichtspraxis .

Familienunterſtützungen betr .

ſchläge für 1915 .
validen aus der reichsgeſetzlichen Invalidenverſicherung .
Dienſt eingetretener Mannſchaften betr .

ſcheine als Quittungen bis zum Betrage von 800 Mark .
10. Briefkaſten . Nachruf .

Nochmals zur Kriegswochenhilfe !
( Von Verwalter Wüller - Wolffach ) .

Trotz der Ausführungen in der Juni - Nr . hat

es ſich als Bedürfnis erwieſen , in folgenden Zeilen

einen Verſuch zu machen , ſämtliche Fälle , welche in

der Praxis überhaupt vorkommen können , gemein —

verſtändlich darzuſtellen :
I .

Fälle , wo weder Mann noch Frau Mitglied einer

Krankenkaſſe ſind bezw . waren .

a ) Frau niedergekommen nach dem 22 . April

1915 . Mann Kriegsteilnehmer vor dem 23 . April

1915 . Wöchnerin hat das Kind volle 12 Wochen

ſelbſt geſtillt .

In einem ſolchen Falle beſteht Anſpruch auf

1) Entbindungsbeitrag 25 l/ ,

2) Wochengeld für 56 Tage a 1 ν 56 Ml,

3) Stillgeld für 84 Tage a 50 Pfog . S 42 / ,

alſo insgeſamt 123 Wl.

Die Ausbezahlung erfolgt durch die Gemeinde⸗

kaſſe nach Verbeſcheidung durch den Bezirksrat und

zwar wie folgt :

Entbindungsbeitrag gleich nach der Entbin⸗

bung ;

Wochengeld und Stillgeld jeweils mit der Fa⸗

milienunterſtützung oder wenn die Wöchnerin ſolche

nicht bekommt nach Ablauf jeder Woche ; Stillgeld

natürlich nur , wenn ſtets über die abgelaufene Zeit

die unterſchriebene Beſcheinigung der Hebamme oder

des Arztes vorgelegt wird ; ſtirbt die Wöchnerin vor

Ablauf der fraglichen Wochenzeit , ſo hört natürlich

vom Todestag ab das Wochen⸗ und Stillgeld aufl

Die Schwierigkeit der Aufſtellung ſtädtiſcher Voran⸗

Anſprüche der Kriegsin⸗
Die Unterſtützung von Familien in den

Poſt⸗
7. Verbandstätigkeit . Perſönliches

Die Ausbezahlung geſchieht nur vorſchüßlich d.

h. das Reich erſetzt dieſe Zahlungen genau ſo wie die

Familienunterſtützung .

b) Frau niedergekommen zwei Wochen vor dem

23 . April . Mann Kriegsteilnehmer vor der Ent⸗

bindung der Frau . Die Wöchnerin hat das Kind

volle 12 Wochen geſtillt .

In einem ſolchen Falle verhält ſich die Sache

folgendermaßen :
Wenn die Entbindung vor dem 23 . April ( Tag

der Geſetzinkrafttretung ) ſtattfand , muß zuerſt be⸗

rechnet werden , wieviele Tage ſind ſeit der Entbin⸗

dung bis zum 23 . April bereits abgelaufen , denn

die bereits abgelaufenen Tage gehen an der 8⸗bezw .

12wöchentl . Friſt ab , d. h. alſo in dieſem Falle : vom

Tage der Entbindung bis 23 . April S 14 Tage

herum , ſomit beſteht Anſpruch auf
1) Entbindungsbeitrag überhaupt nicht mehr

( weil hier Vorausſetzung iſt , daß die Entbindung

nach dem 22 . April erfolgt iſt . )

2) Wochengeld nur noch 42 Tage a 1

42 l ,

3) Stillgeld nur noch auf 70 Tage a 50 W35 W.

In ſolchen Fällen beſteht alſo nur noch ein

beſchränkter Anſpruch der in § 4 des Geſetzes vor⸗

geſehenen Leiſtungen . Befindet ſich nun aber die

Wöchnerin in bedrängter Lage , ſo kommt § 16 —19

des Geſetzes zu Hilfe , wo der Wöchnerin die Mög⸗

lichkeit gegeben iſt , neben obigen Leiſtungen beim

Bezirksrat um eine einmalige Unterſtützung bis

zum entgangenen Betrag infolge ſpäteren Inkraft⸗

tretzns des Geſetzes ( höchſtens aber bis zu 50 %



In dieſem Falle alſo iſt entgangen :

Entbindungsbeitrag 25 / ; Wochengeld 14 Tage

a 1 14 J/ ; Stillgeld 14 Tage a 50 Pfg .

7 J , alſo insgeſamt 46 „ J . Hier kann alſo der

Wöchnerin nicht der Betrag von 50 / , ſondern nur

ein ſolcher von 46 „ / einmalige Unterſtützung zuge —

billigt werden .

nachzuſuchen .

Alſo in allen Fällen , wo der Mann am Tage

der Entbindung ſchon Kriegsteilnehmer war und die

Entbindung innerhalb 8 bezw . 12 Wochen vor dem

23 . April 1915 erfolgt iſt , hat die Wöchnerin anzu⸗

ſprechen :
die Reſtſumme an Wochengeld der noch nicht

abgelaufenen Tage bis zu 56 ſeit der Entbindung

a 1 ¼ , wie auch , wenn das Kind 12 Wochen ſelbſt

geſtillt , der noch nicht abgelaufenen Stilltage bis 84

a 50 Pfg . , außerdem , wenn in bedrängter Lage ſich

befindend , eine einmalige Beihilfe bis zum entgan —

genen Betrag , höchſtens aber 50 / , In ſolchen

Fällen kommen deshalb ſtets zwei Geſuche in Frage .

Ein ſolches für die laufende Wochenhilfe und ein

weiteres für die einmalige Unterſtützung .

Zur Erläuterung dienen zwei Beiſpiele : 1.

Frau niedergekommen am 27 . März . Mann an

dieſem Tage Kriegsteilnehmer . Das Kind wurde

nicht geſtillt . Somit laufende Wochenhilfe vom 27 .

März bis 23 . April 27 Tage abgelaufen , daher

Reſtanſpruch auf Wochengeld 29 Tage ( 56 — 27

29 ) ; Stillgeld 0 ( weil nicht geſtillty ). Einmalige

Unterſtützung : entgangen : Entbindungsbeitrag 25 .

Wochengeld 27 Tage a 1 J. 27 J ] ; Stillgeld C,

insgeſamt 52 J , alſo 50 M.

2. Frau niedergekommen am 13 . Februar .

Mann an dieſem Tage ſchon Kriegsteilnehmer . Vom

13 . Februar bis 23 . April 69 Tage herum . Das

Kind wurde volle 12 Wochen geſtillt . Somit : lau⸗

fende Wochenhilfe : kein Entbindungsbeitrag ( weil

Niederkunft vor dem 23 . April ) , kein Wochengeld

( weil bis 23 . April bereits 56 Tage verfloſſen ) , da —

gegen Stillgeld für 15 Tage a 50 Pfg . 7 . 50

Pfg . ( 84 69 15 ) ; einmalige Unterſtützung ,

weil entgangen : Entbindungsbeitrag 25 M,

chengeld 56 „ / , Stillgeld 69 Tage a 50 Pfg .

34 . 50 / , insgeſamt 109 . 50 , alſo bis zu 50 &l .

Ausbezahlung ſowohl der laufenden Wochen⸗

hilfe wie der einmaligen Unterſtützung durch die

Gmeindekaſſe auf Koſten des Reiches .

3. Frau niedergekommen am 24 . April . Mann

erſt ſeit 26 . April Kriegsteilnehmer . Das Kind

wurde nur 5 Wochen geſtillt . Anſpruch : 1) kein

Entbindungsbeitrag trotzdem die Niederkunft nach

dem 22 . April erfolgt iſt und zwar deshalb nicht ,

weil der Mann am Tage der Niederkunft noch nicht

Kriegsteilnehmer war ,

2) Wochengeld ab 26 . April nur noch auf 54

Tage , weil ſeit 23 . April bereits bis zur Kriegs⸗

Wo⸗

98

teilnahme des Mannes 2 Tage herum waren , a 1f

— 54 7

3) Stillgeld ab 26 . April bis 28 . Mai ( Ende

der Stillzeit ) — 33 Tage a 50 Pfg . = 17 . 50 Kl .

In Fällen alſo , wo der Mann am Tage der

Niederkunft noch nicht Kriegsteilnehmer war , be⸗

ſteht kein Anſpruch auf den Entbindungsbeitrag .
In Fällen , wo der Mann erſt nach einiger Zeit ſeit

der Entbindung der Frau Kriegsteilnehmer wird .

beſteht Anſpruch auf Wochengeld nur noch für den

noch nicht abgelaufenen Teil der Swöchentlichen

Friſt ſeit der Entbindung m. a. W. die achtwöchent⸗

liche Friſt beginnt ſtets mit dem Tag der Entbin⸗
dung zu laufen . Ebenſo die 12wöchentliche Friſt für

das Stillgeld . Hierzu zwei weitere

Beiſpiele : 1. Frau niedergekommen am 1. Mai .

Mann Kriegsteilnehmer ſeit 15 . Mai . Das Kind

wurde geſtillt 9 Wochen . Anſpruch : kein Entbin⸗

die Friſt der 8 bezw . 12 Wochen be⸗

ginnt am 1. Mai . Ende der Swöchentlichen Friſt :

25 . Juni . Ende der 12wöchentlichen Friſt 23 .

Juli . Bis zur Einberufung des Mannes bereits 14

Tage herum , alſo : Wochengeld nur noch für 42

Tage ( 56 — 14 42 Tage ) , Stillgeld anſtatt für

9 Wochen nur noch für 7 Wochen S 49 Tage a 50

Pfg . Zum Unterſchied der Fälle unter a hat für den

entgangenen Teil die Wöchnerin keine Möglichkeit ,

um die einmalige Unterſtützung nachzuſuchen , weil

hier nicht das zu ſpäte Inkrafttreten des Geſetzes in

Frage kommt .

2. Frau niedergekommen am 1. Mai . Mann

erſt ſeit 1. Juli Kriegsteilnehmer . Das Kind wurde

volle 12 Wochen geſtillt . Anſpruch : kein Entbin⸗

dungsbeitrag , kein Wochengeld ( weil die achtwö⸗

chentliche Friſt am Tage der Kriegsteilnahme bereits

abgelaufen war ) , Stillgeld für 23 Tage a 50 Pfg . ,

weil vom Tage der Entbindung bis zum Tage der

Kriegsteilnahme bereits 61 Tage herum waren ( 84

61 23 Tage ) . Der ganze Anſpruch in dieſem

Falle beträgt ſonach nur noch 23 Tage Stillgeld mit

11 . 50 ¼/ . Hätte die Wöchnerin nur 8 Wochen ſtatt

volle 12 Wochen geſtillt , ſo beſtände überhaupt kein

Anſpruch mehr .

Zur wiederholten Erläuterung : Der volle An⸗

ſpruch auf die Leiſtungen des § 4 fraglichen Ge⸗

ſetzes beſteht nur dann , wenn die Niederkunft nach

dem 23 . April erfolgt iſt und der Mann vor dem

23 . April Kriegsteilnehmer war . Treffen dieſe bei⸗

den Vorausſetzungen nicht zu , ſo ergibt ſich folgende

Rechtslage : Iſt die Niederkunft bereits vor dem 23 .

April erfolgt und war der Mann um fragl . Zeit be⸗

reits Kriegsteilnehmer , ſo iſt zu unterſcheiden : a)

wie höch iſt die laufende Wochenhilfe , b) wieviel iſt

der Wöchnerin durch dieſen beſchränkten Anſpruch

infolge zu ſpäten Inkrafttretens des Geſetzes ent⸗

gangen . Auf die laufende Wochenhilfe ( a ) beſteht

dungsbeitrag ;



unter allen Umſtänden Anſpruch , während die ein —

malige Unterſtützung nur dann zugebilligt werden

darf , wenn ſich die Wöchnerin in bedrängter Lage

befindet .

Iſt die Niederkunft erſt nach dem 23 . April er⸗

folgt , der Mann aber erſt nach dem Tage der Nie⸗

derkunft Kriegsteilnehmer geworden , dann beſteht

kein Anſpruch auf den Entbindungsbeitrag , auf Wo⸗

chen⸗ bezw . Stillgeld nur noch für den noch nicht

abgelaufenen Teil der 8 bezw . 12 Wochen ſeit der

Niederkunft , mit anderen Worten , hier muß berech⸗

net werden , wieviel Tage es ſind vom Tage der

Niederkunft bis zum Tage der Kriegsteilnahme .

Dieſe bereits abgelaufenen Tage gehen an den 56

Tagen des Wochengeldes bezw . 84 Tagen des Still⸗

geldes ab . Eine Möglichkeit , auch hier um die in

§ 16 vorgeſehene einmalige Unterſtützung bis zu

50 / nachzuſuchen , gibt es nicht , weil hier die Vor⸗

ausſetzung fehlt , nämlich : daß nur deshalb nicht die

volle Leiſtung gewährt werden darf , weil das Ge⸗

ſetz zu ſpät in Kraft getreten iſt . Hier iſt aber die

ſpätere Kriesteilnahme des Mannes der Grund der

beſchränkten Leiſtungen .
Die unter J. gemachten Ausführungen betreffen

cheliche Geburten folgender Fälle :

a ) wenn die Kriegsteilnahme vor dem 23 . Ap⸗

ril und die Niederkunft nach dem 22 . April erfolgt

iſt ,

b) wenn die Niederkunft vor dem 23 . April er⸗

folgt iſt und die Kriegsteilnahme des Mannes am

Tage der Niederkunft bereits beſtand ; hier iſt dann

zu unterſcheiden zwiſchen der Höhe des laufenden

Anſpruchs und der Möglichkeit die einmalige Unter⸗

ſtützung nach § 16/17 des Geſetzes zu erlangen .

c) wenn die Niederkunft erſt nach dem 22 . Ap⸗

ril erfolgte , die Kriegsteilnahme des Mannes aber

erſt nach der Niederkunft begann .
Wie ſteht es nun mit den unehelichen Geburten ?

Antwort : Hier wird der Schwängerer des un⸗

ehelichen Kindes in gewiſſem Sinne als Gatte der

Wöchnerin angeſprochen , jedoch nur dann , wenn der

Schwängerer ſeine Vaterſchaft einwandfrei aner⸗

kannt hat . Iſt nämlich dem unehelichen Kinde die

ſog. Familienunterſtützung zugebilligt und iſt die

Vaterſchaft einwandfrei feſtgeſtellt , ſo gelten die un⸗

ter gemachten Ausführungen ſinngemäß auch für

die unehelichen Geburten .

II .

Rückwirkung des Geſetzes vom 3. Dezember

1914 auf die Fälle , in denen der Mann vor der

Kriegsteilnahme Mitglied einer Krankenkaſſe war ſo⸗

wie auf ſolche Fälle , in denen der Mann zwar

Kriegsteilnehmer iſt , aber vor der Kriegsteilnahme

nicht Mitglied einer Krankenkaſſe war , vielmehr die

Wöchnerin auf Grund eigener 6monatl . Mitglied⸗

ſchaft auf Grund von § 195 RVO . Wochenhilfe er⸗

hielt . Mit Rückſicht auf meine Ausführungen un⸗

ter F S. 87/88 der Juni⸗Nummer glaube ich, mich

auf die einzelnen Fälle in der Praxis beſchränken zu

können . Vorausſchicken möchte ich aber , daß die Be —

handlung dieſer Anträge ausſchließlich Sache der

Krankenkaſſen iſt .

In Betracht kommen für dieſe Fälle die § § 16

bis 19 fragl . Geſetzes vom 23 . April 1915 .

Hier handelt es ſich um Wöchnerinnen , welche

bereits auf Grund eigener oder auf Grund der Mit⸗

gliedſchaft des Mannes Wochenhilfe auf Grund des

Geſetzes vom 3. Dezember 1914 erhielten , aber nur

in beſchränktem Umfange , weil das Geſetz nicht be⸗

reits am 1. Auguſt 1914 beſtanden hat . Wären die

Geſetze vom 3. 12 . 14, 28 . 1. 15 , 23 . 4. 15 auf 1. Au⸗

guſt 1914 rückwirkend gemacht worden , ſo wären die

Beſtimmungen von SS 16 bis 19 vom 23 . April 1915

überflüſſig geweſen . Bei Beurteilung der einmali⸗

gen Anterſtütung muß man daher hinſichtlich des

Geſetzes v. 3. Dezember 1914 von dem Standpunkt

ausgehen , wie wenn dieſes Geſetz tatſächlich ſchon

am 1. Auguſt 1914 in Kraft geweſen wäre . Ne⸗

benher ſpielt natürlich dann der Tag der Kriegs⸗

teilnahme des Mannes eine wichtige Rolle . Hierzu

je ein Beiſpiel :

1. Die Frau kam am 7. Auguſt ins Wochen⸗

bett . Der Mann war vor der Kriegsteilnahme Kaſ⸗

ſenmitglied . Die Frau ſelbſt nicht verſichert . Der

Mann ſeit 1. Auguſt 1914 Kriegsteilnehmer . Wäre

das Geſetz auf 1. Auguſt rückwirkend gemacht wor⸗

den , ſo hätte die Wöchnerin vollen Anſpruch ge⸗

habt , wenn angenommen wird , daß ſie 12 Wochen

lange ſtillte . Alſo entgangen : Entbindungsbeitrag
25 und Wochengeld 56 Tage a 1Æſ 56 f .

und Stillgeld 84 Tage a 50 Pfg . 42 / , insge⸗
ſamt entgangen 123 / , ſomit bis 50 WM.

2. Die gleichen Vorausſetzungen wie 1. mit

der Ausnahme , daß der Mann erſt am 8. Auguſt
einberufen wurde und daß die Wöchnerin ihr Kind

nicht ſelbſt geſtillt hat . Entgangen : kein Entbin⸗

dungsbeitrag ( weil am Tage der Entbindung der

Mann noch zu Hauſe war ) , Wochengeld nur ent⸗

gangen 55 Tage a 1 % 55 c , Stillgeld 0 ( weil

nicht geſtillty ) dennoch beſteht auch hier bei be⸗

drängter Lage die Möglichkeit bis zu 50 %/ͤ Bei⸗

hilfe zu erhalten .

3. Frau niedergekommen am 22 . November

1914 . Mann Kriegsteilnehmer ſeit 15 . November .

Frau nicht verſichert . Mann verſichert . Das Kind

wurde 4 Wochen geſtillt . Entgangen : Entbindungs⸗

beitrag 25 J , Wochengeld für die Zeit vom 22 . 11 .

bis 2. 12 . 11 Tage a 1 ν 11 lJ , Stillgeld
für die Zeit vom 22 . 11 . bis 2. 1

a 50 Pfg . 5 . 50 / , mithin entgangen 41 . 50 K .



Nur bis zu dieſem Betrag beſteht noch die Möglich —

keit , die einmalige Unterſtützung zu erhalten .

In den Fällen 1, 2, 3 iſt nur der Mann Kaſ⸗

ſenmitglied geweſen , die Frau dagegen nicht ver⸗

ſichert .

Nun ſollen einige Fälle betreffs der einmali⸗

gen Unterſtützung behandelt werden , in denen der

Mann verſichert iſt und der Wöchnerin ſelbſt auf

Grund eigener Mitgliedſchaft Anſpruch nach § 195

RVO . zuſteht .

4. Frau ſeit 6 Monaten Kaſſenmitglied in Kl .

Il mit einem Grundlohn von 1. 50 . Mann ſeit 1.

Auguſt Kriegsteilnehmer . Vorher war er Kaſſen⸗

mitglied . Die Frau kam am 10. Auguſt nieder .

Das Kind ſtillte ſie 5 Wochen . Was entging der⸗

ſelben ? Antwort : der Entbindungsbeitrag , der Un⸗

terſchied des Wochengeldes von täglich 75 Pfg . auf

1 J , außerdem je 1 für die Sonn⸗ und Feier —

tage , Stillgeld für 5 Wochen 35 Tage a 50 Pfg .

17 . 50/ , ſomit insgeſamt : 25 und 47 mal 25 Pfg .

( weil Feiertag dazwiſchen ) — 11 . 75 und 8 Sonn⸗

tage und 1 Feiertag S 9 Tage a 1 und 17 . 50

—Geſamtſumme 63 . 25 „ / , alſo Anſpruch bis 50 J/.
5. Frau niedergekommen am 22 . November .

Im übrigen liegen die gleichen Vorausſetzungen wie

bei 4 vor . Entgangen : Entbindungsbeitrag 25 7

Wochengeld : Unterſchied von 75 Pfg . auf 1 / für

die Zeit vom 22 . 11 . bis 2. 12 . = 9 Tage a 25 Pfg . ,

außerdem für den 22 . 11 . und 29 . 11 . ( Sonntage ) je

1 J , Stillgeld für 11 Tage a 50 Pfg . , insgeſamt

25 und 4 . 25 und 5 . 50 34 . 75 J . Nur bis zu die⸗

ſem Betrage beſteht alſo Möglichteit , die einmalige

Unterſtützung zu erhalten . ( Wäre hier z. B. der

Mann erſt ab 4. Dezember Kriegsteilnehmer , ſo be⸗

ſtände überhaupt keine Möglichkeit mehr , die ein —

malige Unterſtützung zuzubilligen , weil dann ord⸗

nungsgemäß auch erſt ab 4. Dezember Anſpruch auf

das erhöhte Kriegswochengeld beſtanden hätte .

6. Frau niedergekommen am 5. Auguſt . Er⸗

hielt bereits das ſatzungsgemäße Wochengeld in

Klaſſe III bei einem Grundlohn von 2 . 70 ( Ta⸗

gesbetrag 1. 35 ) . Mann ſeit 1. Auguſt im Felde .

Vorher war er verſichert . Somit entgangen : Ent⸗

bindungsbeitrag 25 / , Wochengeld nur für 8

Sonntage und 1 Feiertag a 1 υ 9 ] ( ( wenn

nämlich auch der ſatzungsgemäße Tagesbetrag mehr

als 1 / beträgt , ſo beſteht außerdem Anſpruch für

die Sonn⸗ - und Feiertage auf je 1 %/ , Stillgeld

( weil nur 5 Wochen geſtellt ) 35 Tage a 50 Pfg .
17 . 50 WJ, zuſ . 51 . 50 J¼ , mithin Beihilfe bis

zu 50 / nach § 16/17 des Geſetzes . ( Wäre der

Mann erſt nach 8 Wochen ſeit der Geburt Kriegs —

teilnehmer geworden , dann käme die einmalige Un⸗

terſtützung nicht mehr in Frage , da in dieſem Falle

der Wöchnerin nichts entgangen wäre . )

Zu crörtern bleiben ſchließlich noch die Fälle ,

in denen der Mann zwar Kriegsteilnehmer , aber

vor der Kriegsteilnahme nicht verſichert war , viel⸗

mehr die Wöchnerin nur deshalb bereits Wochen⸗

geld erhielt , weil ſie ſelbſt ſchon 6 Monate vor der

Niedertunft Kaſſenmitglied war .

Das Geſetz vom 3. Dezember 1914 verlangte ,

daß der Mann vor der Kriegsteilnahme entweder

unmittelbar vorher 6 Wochen oder 26 Wochen zu⸗

ſammen im letzten Jahre Mitglied einer Kranken⸗

kaſſe war und nur wenn dies zutraf , hatte die ſelbſt⸗

verſicherte Wöchnerin mindeſtens täglich ( auch

Sonn⸗ - und Feiertag ) 1 / anzuſprechen . Traf dies

dagegen nicht zu , ſo hatte ſie trotz der Kriegsteil⸗

nahme des Mannes nur das ſatzungsgemäße Wo⸗

chengeld anzuſprechen . Durch das neueſte Geſetz

vom 23 . April 1915 änderte ſich nun auch die

Rechtslage dieſer Wöchnerin dahin , daß ſie , wenn

die Vorausſetzungen des §S 1 des Geſetzes zutreffen ,

mindeſtens täglich ( auch für Sonn - und Feiertage )

1 Wanzuſprechen hat . Die Krankenkaſſe hat der

Wöchnerin ohne weiteres die Wochenhilfe zu lei⸗

ſten . Jedoch hat ſie wegen der Kriegsleiſtung ( wenn

alſo der Mann vorher nicht verſichert war ) die

Entſchließung des Bezirksrats zu veranlaſſen .

gilt für alle Fälle nach dem 23 . April . Die Fälle

dagegen , die vor dem 23 . April liegen , fallen jetzt

unter 8S§ 16 - —19 fraglichen Geſetzes d. h. für die

Wöchnerinnen beſteht die Möglichkeit , bis zu dem

entgangenen Betrag um die einmalige Unterſtützung

bei dem Bezirksrat durch die Krankenkaſſe , der ſie

ſelbſt angehören , nachzuſuchen .

Dies

Hierzu ein Beiſpiel :

Mann Kriegsteilnehmer ſeit 5. Auguſt 1914 .

Frau niedergekommen am 10 . Auguſt . Mann nicht

Kaſſenmitglied geweſen . Frau hat dagegen einen

Anſpruch nach Kl . II Grundlohn 1 . 50 ( Tagesbetrag

75 Pfg . ) . Das Kind wurde nicht geſtillt . Was iſt

entgangen ? Antwort : Entbindungsbeitrag 25 .,

Wochengeld⸗Differenz 56 47 mal 75 Pfg .

35 . 25 / 20 . 75 / , Stillgeld 0, ſonach zuſam⸗

meen 45 . 75 JJ . Nur bis zu dieſem Betrag beſteht

Anſpruch . ( Wäre dagegen der Mann erſt am 11 .

Auguſt eingerückt und wäre die Wöchnerin in Kl .

Ill mit Tagesbetrag 1 . 35 / verſichert , ſo wäre nur

entgangen : 8 Sonntage und 1 Feiertag a 1 r

9 J¼. Nur bis zu dieſem Betrag beſtände Anſpruch .

Alſo auch hier fällt ins Gewicht , ſeit wann der

Mann Kriegsteilnehmer iſt , und welcher Kaſſe die

Wöchnerin angehört . Für Fälle vor dem 23 . April

1915 § S 16 - —19 des Geſetzes vom 23 . April 1915

in Frage , für Fälle nach dem 23 . April 1915 , weil

dort der Mann ſchon Kriegsteilnehmer war , hat das

Geſetz volle Geltung . Wichtig hierbei iſt für die

Krankenkaſſen , daß ſie bei Wöchnerinnen , welche



ſelbſt ſeit 6 Monaten Mitglied einer Krankenkaſſe

ſind , und der Mann zwar Kriegsteilnehmer iſt , aber

vor der Kriegsteilnahme nicht verſichert war , hin⸗

ſichtlich der vorſchüßlichen Zahlung die Entſchlicß⸗
ung des Bezirksrats zu veranlaſſen haben .

Mögen dieſe Zeilen dazu beitragen , daß ſämt —

liche Berechtigten in den Genuß der ihnen zuſtehen⸗

den Kriegswochenhilfe gelangen ! In Fällen , bei

denen einmalige Unterſtützung in Frage kommt ,

werden die Bezirksräte bei Prüfung der Frage , ob

die Wöchnerinnen in bedrängter Lage ſich befinden ,

wohl nicht zu engherzig verfahren .

Schlußbemerkung :

Streitfrage beſteht zur Zeit darüber , ob die

dritte Verordnung über die Kriegswochenhilfe am

23 . oder 24 . April in Kraft getreten iſt . Das Reichs⸗
geſetzblatt Nr . 53 ſoll nämlich erſt am 24 . April

ausgegeben worden ſein und bekanntlich ſoll der Tag
der Ausgabe , wenn nichts darüber ſelbſt geſagt iſt ,
maßgebend ſein . Im Intereſſe der Wöchnerinnen
betrachte ich analog der beiden erſten Verord⸗

nungen den 23 . April als Tag der Geſetzes⸗

inkrafttretung .

1. Allgemeine Gemeindeſachen .
Von Seiten der untengenannten 3 Bezirks⸗

vereine iſt wegen Entſchädigung der Gemeinde⸗

beamten für die Mehrarbeit im Krieg eine Eingabe
an Gr . Bezirksamt Konſtanz eingereicht worden ,
die mit der bezüglichen Antwort nachſtehend zum
Abdruck kommt .

Da auch jedem einzelnen Mitglied der Bezirks⸗
vereine eine Abſchrift zugeſtellt worden iſt , dürfte

es dem Einzelnen leicht gemacht ſein , ſeine Anträge
bei den Gemeindebehörden vorzubringen .

An Großh . Bezirksamt Konſtanz .

Gehaltsoerhältniſſe der Gemeindebeamten im Krieg
betr .

Der gewaltige Kampf , den die deutſche Nation

z. Zeit gegen eine Welt von Feinden führt , fordert
nicht nur von den Helden im Felde grenzenloſe
Opfer und Anſtrengungen , ſondern auch von der

deutſchen Regierung und von den Verwaltungen
im bedrohten deutſchen Vaterlande . Von ihrem

zielbewußten und erfolgreichen Wirken haben wir

Beweiſe in den Leiſtungen der Mobilmachungsbe⸗
hörden , in der Ueberwindung der Zahlungsmittel⸗
und Kreditkriſis , in der Sicherung der Volksernäh⸗
rung und in der energiſchen Förderung des Wirt⸗

ſchaftslebens überhaupt , das heute abgeſehen
vom Außenhandel und von der naturgemäßen Um⸗

bildung auf dem Arbeitsmarkt — faſt ebenſo ſeinen

Gang geht , wie vor dem Kriege .
An dieſer inneren Verwaltung

Gemeindebehörden
ſind auch die

als die unterſten Organe des

Staates ſtark beteiligt . Der Vollzug
neuen Geſetze , Verordnungen und amtlichen Verfü⸗

gungen hat ihnen eine Arbeitslaſt auferlegt , die bei

den erſchwerten Verhältniſſen in vielen Fällen nur

im Hinblick auf das Vorbild hat bewältigt werden

können , welches das tapfere deutſche Heer in ſeinen

gewaltigen Leiſtungen gegeben hat .

An Arbeiten , die der Krieg den Gemeinden

hauptſächlich verurſacht hat , ſind zu nennen :

der vielen

1. die auf den Vollzug der Mobilmachung be⸗

züglichen Geſchäfte ,
2. die Behandlung und Auszahlung der Kriegs⸗

unterſtützungen ,
die Aufſtellung der Stammrollen für das

Kriegserſatzgeſchäfſt und für den Landſturm ,

4. die Bearbeitung der umfangreichen Geſchäfte

in Bezug auf die Regelung des Verkehrs mit

Brot , Mehl und Hafer ,
5. die ſtatiſtiſchen Arbeiten über Ermittelung der

landwirtſchaftlich genutzten Anbauflächen und

Zählung der Kartoffel - , Hafer - , Stroh - und

Schweinevorräte ,
6. die Verſorgung der in den Gemeinden un⸗

terzubringenden Truppen ,
7. Mitwirkung bei der finanziellen und freiwilli

gen Kriegsfürſorge und bei der freiwilliger
Krankenpflege ,

8. Bereitſtellung und Verſendung von Liebesga —
ben an Kriegsteilnehmer ,

vermehrte Arbeit auf dem Gebiete der Armen⸗

pflege ſowie in Bezug auf die Betreibung
und Sicherſtellung der Gemeinde - und Stif⸗

tungsgelder ,

Förderung der Kriegswohlffahrtspflege im

Allgemeinen ( Kinderſpeiſung ꝛc. ) .
Bei den Gemeindebeamten des flachen Landes

wirkt dieſe vermehrte Arbeit umſo empfindlicher ,
als ſie auch durch landwirtſchaftliche Geſchäfte ſtär⸗
ker als je in Anſpruch genommen ſind .

Ungeachtet einer ſelbſtverſtändlichen Opferwil⸗
ligkeit in Zeiten der Not glauben doch viele Ge⸗
meindebeamte einen Anſpruch auf eine entſpre⸗
chende Entſchädigung aus der Gemeindekaſſe erhe⸗
ben zu dürfen , weil ſie vielfach ſchon in Friedens⸗
zeiten ſchlecht bezahlt ſind , und weil dieſe Kriegs⸗
arbeiten ſehr oft ohne Aushilfe für einberufene
Beamte erledigt werden müſſen .

10

Die unterzeichneten Verbände erlauben ſich
deshalb Gr . Bezirksamt ganz ergebenſt zu bitten ,
die Gemeindeverwaltungen zur Unterſtützung von
berechtigten Anſprüchen hochgefälligſt veranlaſſen
zu wollen .

Die Vergütung für die unter Ziffer 2 genannte
Arbeit könnte in der Weiſe geregelt werden , daß
dem Bürgermeiſter , Ratſchreiber und Rechner für
den Monat und Item eine Entſchädigung von je



15 Pfg . bwilligt wird . Die Zuwendungen für die

übrigen Geſchäfte werden zweckmäßigerweiſe im

einzelnen Fall geregelt .

Iznang , Singen a. H. , Gottmadingen ,

den 20 . Juni 1915 .

Verband Bad . Land⸗ und kleiner Stadtgemeinden ,

Bezirksverein Konſtanz :

gez . Engeſſer .

Badiſcher Ratſchreiberverein .

Bezirksverein Konſtanz .

gez . Hanloſer .

Verband badiſcher Gemeinderechner .

Bezirksverein Konſtanz .

gez . Kupprion .

Abſchrift .

Großh . Bad . Bezirksamt Konſtanz ,

den 28 . Juni 1915 .

Wir beſtätigen den Empfang des gemeinſa⸗

men , geſchätzten Schreibens vom 20 . d. Mts . , deſ⸗

ſen Ausführungen wir in jeder Hinſicht teilen und

uns zu eigen gemacht haben . Die gleiche Frage iſt

ſchon ſeit längerem Gegenſtand unſerer Erörterung

geweſen und werden wir , geſtützt auf die dortigen

Anträge , mit allen Mitteln bei den Gemeinden da⸗

hin wirken , daß zum Mindeſten die Herren Bür⸗

germeiſter , Ratſchreiber und Rechner pro Item und

Monat eine Entſchädigung von je 15 Pfg . erhalten .

Auch werden wir gerne bei Entſchädigung der üb⸗

rigen Geſchäfte im einzelnen Falle mitwirken .

Großh . Amtsvorſtand :

gez . Dr . Belzer , Geh . Regierungsrat .

2 . Sparkaſſenweſen .
Die Hinterlegung von Schuldverſchreibungen des

deutſchen Reichs ( ſog . Kriegsanleihe ) bei öffent⸗

lichen Sparkaſſen betr .

An die Großh . Bezirksämter .

Wir wollen es nicht beanſtanden , daß diejeni⸗

gen Sparkaſſen , welche Schuldverſchreibungen über

Reichsanleihe von ihren Einlegern in Verwahrung

nehmen mit der hierwegen notwendigen Ergän⸗

zung der Satzungen zuwarten , bis aus anderem

Anlaß eine Satzungsänderung vorgenommen wird ;

die Ergänzung der Satzungen ſollte aber längſtens

bis Ende 1916 erfolgt ſein .

Gegen die vorgeſchlagene Faſſung der Beſtim⸗

mung über Annahme ſolcher Schuldverſchreibun —

gen zur Verwahrung haben wir nichts zu erinnern .

Der Bildung einer beſonderen Hinterlegungs —

kommiſſion für die in Verwahrung gegebenen Schuld⸗

verſchreibungen ſteht nichts im Wege ; dieſer Kom⸗

miſtion muß aber , wie nach unſerem Erlaß vom

20 . Dezember 1910 Nr . 56 054 der Hinterbliebe⸗

nenkommiſſion für die eigenen und die verpfände⸗

W2 .

ten Inhaberpapiere , wenigſtens ein Mitglied des

Verwaltungsorgans angehören .

Die vom Vorſtand des Sparkaſſenverbands

vorgeſchlagene Satzungsbeſtimmung lautet :

Die Sparkaſſe iſt auch berechtigt auf Antrag

die durch ihre Einleger bei ihr gezeichneten Schuld⸗

verſchreibungen des deutſchen Reichs ( ſog . Kriegs —

anleihe ) ſamt Zinsſcheinen und Zinsereneuerungs —

ſcheinen in Verwahrung zu übernehmen und den

Gegenwert der auf die Verfalltermine abzutrennen⸗

den Zinsſcheine auf Sparbücher gutzuſchreiben .

( Erlaß Großh . Miniſteriums des Innern vom

14 . 5. 14 Nr . 20 552 . )

6 . Sonſtiges .

Geſchäftsordnung — Geſchäftsverteilungsplan der

Krankenkaſſen .

( Von Verwalter Müller - Wolfach . )

Die Organe der Krankenkaſſen nach a ußen

ſind Vorſtand und Ausſchuß . Dadurch , daß dieſe

Aemter ehrenamtlich d. h. unbezahlt beſorgt wer⸗

den , iſt es notwendig , daß für die Beſorgung der

eigentlichen Kaſſengeſchäfte Ange ſtellte beſtellt

werden . Bei den größeren Kaſſen kommt ein ganzer

Stab ſolcher in Frage . Der Geſetzgeber hat den

Kaſſen zur Pflicht gemacht , eine Dienſtordnung auf⸗

zuſtellen , um ein friedliches , erſprießliches Zuſam⸗

menarbeiten zwiſchen Vorſtand und Angeſtellten im

Intereſſe der Kaſſe ſelbſt dauernd zu erzielen .

Die wichtigſte Stellung unter den Kaſſenangeſtell⸗

ten nimmt der Geſchäftsleiter ( Geſchäfts⸗

führer , Verwalter ) ein . Mit Ausnahme von § 1512

Abſ . 2 und § 361 RVO . und der allgemeinen Be⸗

ſtimmung über die Kaſſen - und Rechnungsführung
iſt in der RVO . nirgends klar zum Ausdruck ge⸗

bracht , welche Stellung eigentlich der Geſchäftsfüh⸗

rer innerhalb der Kaſſe einnimmt . Die ſ.

Zt . vom Bundesrat herausgegebene Muſterſatzung

empfiehlt vielmehr , durch eine vom Vorſtand zu

erlaſſende Geſchäftsordnung die Verteilung

der Geſchäfte innerhalb der Kaſſe näher zure⸗

geln . M. E. dürfte es ſich lohnen , an dieſer Stelle

einmal dieſe Frage näher zu betrachten , denn wie

verſchiedenartig die Geſchäftshandhabung iſt , habe

ich kürzlich durch eine Rundfrage bei etwa 50 Kaſ⸗

ſen erfahren . Währenddem bei ſehr vielen Kaſſen

im allgemeinen Geſchäftsverkehr ( insbeſondere

bei geſchäftsl . Verfügungen ) dur chweg „ die Ver⸗

waltung “ zeichnet und der Vorſtandsvorſitzende
nur bei wichtigeren Sachen , insbeſondere wenn

das Schriftſtück an den Vorſtand gerichtet iſt ,

kommt es auf der anderen Seite wieder vor , daß

der Vorſitzende rundweg alle Schriftſtücke unterzeich⸗

net . Auch in dieſer Hinſicht dürfte deshalb eine

größere Einheitlichke it angeſtrebt werden .



Dieſe Einheitlichkeit wäre deshalb ſchon zu begrü⸗

ßen , weil manche Aufſichtsbehörde Grund zu haben
glaubt , alle Schriftſtücke ( ſeien ſie auch ganz

geringer Natur ) k. h. wieder als unerledigt zurückge⸗
ben zu müſſen , wenn die Erledigung durch die „ Ver —

waltung “ ( Geſchäftsleitung ) erfolgt iſt . Auch dürfte

es dann kaum mehr vorkommen , daß die Aufſichts —
behörde bei perſönlicher Vorſtellung ( Rückſprache )
des Geſchäftsführers in Kaſſenangelegenheiten eine

ausdrückliche ſchriftliche Vollmacht

des Vorſitzenden verlangt . Ich meine , ein

derartiges Verlangen liegt ſicher nicht im Inte⸗
reſſe der Kaſſe und auch nicht im Sinne

denn die Zuſtändigkeit des Ge⸗

ſchäftsführers bei Erledigung ſeiner ihm zufallen —
den Geſchäfte iſt ohne Weiteres durchſeine Wahl
als ſolcher gegeben . Wenn auch die RVO . über die —

ſen Punkt ſich nicht ausdrücklich ausſpricht , ſo

iſt dies aber doch aus dem ganzen Weſen der dies —

bezügl . Vorſchriften , insbeſondere aus der Regie —

rungsbegründung zu §S 5 RVO . , abzuleiten .
Deutlich ſagt Düttmann in Band 1 S. 86 ſeines

Kommentars : „ Ein Anlaß zur Beſtellung von be⸗

vollmächtigten Geſchäftsführern liegt
insbeſondere bei Krankenkaſſen vor , weil der

im Ehrenamt tätige Vorſitzende außer Stande ſein

wird , die laufende Verwaltung zu führen . “ Die

rechtliche Grundlage zur Erlaſſung einer dies⸗

bezüglichen Geſchäftsordnung iſt ſicher vom Ge —

ſetzgeber nicht umſonſt ( ſowohl bei den Kran⸗

kenkaſſen als auch bei den Berufsgenoſſenſchaften )
gegeben worden und , um ein für allemal die Be⸗

anſtandung durch die Aufſichtsbehörde uſw . zu ver⸗

meiden , möchte ich im Intereſſe der Kaſ⸗
ſen ſelbſt dringend empfehlen , die Verteilung
der Geſchäfte durch Vorſtandsbeſchluß
näher zu regeln , um nicht vielleicht dadurch über —

haupt das bisher beſtandene friedliche gute Einver⸗

nehmen zwiſchen Vorſtand , Aufſichtsbehörde und

Geſchäftsleitung zu ſtören .

des Geſetzes

Eine ſchwierige Frage iſt ſchließlich hierbei , die

Zuſtändigkeit der einzelnen Organe ( Vorſtand , Vor⸗

ſitender , Geſchäftsleitung ) zu präziſieren . Im
Folgendem habe ich es verſucht einen

Geſchäftsordnungsentwurf

zu fertigen :

Allg . Ortskrankenkaſſſe

Um allen Schwierigkeiten bezüglich der Un⸗

terzeichnung der Schrift ſtücke , die ſich

aus der laufenden Verwaltung der Kaſſe —

worunter alle Geſchäfte zu verſtehen ſind , deren Er —

ledigung zur Erfüllung der Aufgaben der Kaſſe

alsbald erforderlich iſt und die entweder eines

grundſätzlichen Intereſſes entbehren oder nach feſt⸗
ſtehenden Grundſätzen gleichmäßig behandelt
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werden müſſen — ergeben , wird gemäß § . . der

Satzung folgende

Geſchäftsordnung

erlaſſen :

Die Angelegenheiten der Kaſſe beſorgt :

A. der Geſamtvorſtand :
I ) wenn eine ſachliche Entſchließung erfor⸗

derlich iſt , insbeſondere wenn die Angelegenheit
nach Geſetz , Satzung , Krankenordnung , Dienſtord —

nung oder ausdrücklicher Verfügung der Auf —

ſichtsbehörde ſeiner Beratung zu unterbreiten iſt ,

2) wenn die Leiſtung ſelbſt oder ihre Höhe be —

ſtritten iſt , insbeſondere auch bei Prozeßſachen , grö⸗

ßeren Heilmitteln uſw. ,
3) alle noch ſonſtigen Sachen , die einer kollegi —⸗

alen Beſchlußfaſſung bedürfen ;
B. der Vorſitzende des Vorſtands allein :

Hisweit zie ant der Satzung
demſelben ausdrücklich zugewieſen ſind ,

2) Erledigung derjenigen Schriftſtücke , welche

ausdrücklich an den Kaſſen vorſtand gerichtet

ſind und keiner kollegialen Beſchlußfaſſung nach Ab⸗

teilung A bedürfen im Benehmen mit der Geſchäfts⸗
leitung ( Verwaltung ) ,

3) Mitunterzeichnung der durch die Verwaltung
notwendigen öffentlichen Bekanntmachungen ;

C. die Geſchäftsleitung ( Verwaltung )
ſoweit ſie nicht unter Abt . Aund B ( oben ) nament⸗

lich aufgeführt ſind , insbeſondere Poſterledigung ,
Verkehr mit den Verſicherten , Arbeitgebern , Behör⸗
den , Aerzten , Apothekern , Zahntechnikern , Kranken⸗

häuſern uſw. , Vorbereitung der Verhandlungen zu
den Vorſtands⸗ und Ausſchußſitzungen , Sorgetra⸗
gung für den Vollzug der gefaßten Vorſtands⸗ und

Ausſchußbeſchlüſſe — ſowie aller ſonſtigen noch aus

der Kaſſen⸗ und Rechnungsführung entſpringenden
Geſchäfte .

Erlaſſen :

beir

Der Geſamt⸗Vorſtand :

Eine zu große Engherzigkeit halte ich nicht für
gut , da ja der Geſamtvorſtand durch die ihm zu⸗

ſtehende Wahl genügend Gelegenheit hat , Perſo⸗
nen anzuſtellen , die ſeines Vertrauens würdig ſind .

Bei dieſer Gelegenheit möchte ich ſodann in

Ausführung der Geſchäftsordnung den größeren
Kaſſen raten , zugleich auch einen Geſchäftsvertei⸗
lungsplan im Benehmen mit der Geſchäftsleitung

aufzuſtellen , hauptſächlich mit Rückſicht auf die in

§ 361 RVO . gegebene Haftungpflicht . In kleinen

und mittleren Kaſſen dürfte dies mit Rückſicht auf
die geringe Angeſtelltenzahl Sache des geſchäftslei⸗
tenden Beamten ſein . Eigentliche Vorſchläge hier
zumachen , geht mit Rückſicht auf die ſpeziellen Ver⸗

hältniſſe der einzelnen Kaſſe nicht an , wohl aber
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dürfte vielleicht eine namentliche Aufzählung der in

Betracht kommenden Einzelarbeiten hierbei von

Wichtigkeit ſein .

I. Beitragserhebung , Kaſſen⸗ und Rechnungs⸗

weſen :

1) Entgegennahme ſämtlicher An - und Abmel

dungen , Lohnveränderungsanzeigen ; Prüfung auf

ihre Richtigkeit und Vollſtändigkeit , evt . Zurückgabe

zum Zwecke der Ergänzung , Bewirkung der Klaſſen⸗

zuteilung ; Eintrag der Meldungen in die verſchie —

denen Heberegiſter .

2) Führung

Kartenform oder Buchform .

3) Beitragsberechnung auf die Verfalltage bei

den Pflichtmitgliedern , nach erfolgtem Eintrag der

Krantheitszeiten , Herausſchreibung der Forderungs —

zettel bezw . Ergänzung der Doppelkonten , Ergän⸗

zung der Einzieherliſte und nach erfolgtem Einzug

Abrechnung mit dem Einzieher , Fertigung der Zah —

lungsüberſicht , Annahme der Beiträge für die frei —

willigen und unſtändigen Mitglieder ſamt Abrech —⸗

nung mit der Hauptkaſſe darüber .

4J) Führung der vorgeſchriebenen Bücher hin —⸗

ſichtlich des Kaſſen⸗ und Rechnungsweſens der

Hauptkaſſe .

5) bei örtlichen Zahlſtellen : Abrechnung mit

den einzelnen Zahlſtellen ( worunter eine ganze Ge⸗

ſchäftsführungsprüfung zu verſtehen iſt ) .

II . Unterſtützungsweſen :

1) Ausſtellung der Krankenſcheine , Kranken⸗

hauseinweiſungen , uſw . Führung des Krankenbu —

ches , Feſtſtellung der Leiſtungen überhaupt , Füh⸗

rung des Wöchnerinnenverzeichniſſes und der Kran⸗

kenhausbücher ,

2) Fertigung einer Kontrollanzeige an den

Krankenkontrolleur , Regelung der Krankenkontrolle ,

insbeſondere Dienſtverteilung und tägliche Ent —

gegennahme der mündlichen oder ſchriftlichen Kon —

trollberichte , Führung der Kontrollakten ,

3) Berechnung des Krankengeldes , Wochengel —

des , Hausgeldes uſw . wie auch deſſen Ausbezahlung ,

) Prüfung ſämtlicher Arzt⸗ , Apotheker⸗ ,

Krankenhaus⸗ , Zahntechniker - uſw . Rechnungen ſo⸗

wohl hinſichtlich der Mitgliedſchaft als auch der

Forderung ſelbſt ,

5) Regelung der Beziehungen zu Unfallver⸗

ſicherung und Invalidenverſicherung , insbeſondere

Unfallanzeigen , Abrechnungen mit den Berufsge⸗

noſſenſchaften bei Leiſtungen über die 13 . Woche ,

Heilverfahrensſachen und Behandlung der künſtli⸗

chen Gebißanträge , Mahnweſen und Vollſtreckungs —

weſen .

III . Regiſtratur und Statiſtik :

Ordnungsgemäße Aufbewahrung der verſchie⸗

denen Meldungen , Rechnungsakten uſw . , Anlegung

des Mitgliederverzeichniſſes in

und Fortführung einer eigentlichen Aktenregiſtra —

tur nach beſonderem Regiſtraturplan .

Fertigung,der monatlichen Berufsgruppenſtati⸗

ſtik an Hand der Perſonalkarthotek oder Meldun —

gen ſowie der Krankheitsſtatiſtik .

IV . Geſchäfte der Invalidenverſicherung :

Sorgetragung für die Hinterlegung der Quit⸗

tungskarten und deren ordnungsgemäße Aufbewah⸗

rung , Quittungskartenabgabe bei Verzug , Austritt

Markenberechnung und insbeſondere Marken

klebung , Sorgetragung für den Umtauſch und evt .

Neuausſtellungsbeantragung der Quittungskarten ,

Ausſtellung der Krankheitsbeſcheinigungen .
Bei der Verteilung obiger Arbeiten unter

die einzelnen Angeſtellten wird ſich die Be —

zeichnung der Aügeſtellten durch eine Nr . 63.
Sekretär 2, Aſſiſtent 3,

Herr . üifihhnſchk untgehent e

Durch den Geſchäftsverteilungsplan iſt das Arbei⸗

ten viel zielbewußter und die Arbeitsüberwachung

durch den Vorſtand und Geſchäftsführer eine viel

leichtere .

B. Verwalter 1

Die Schwierigkeit der Aufſtellung ſtädtiſcher Vor⸗

anſchläge für 1915

beſpricht Dr . Rompel⸗Mainz in der Frkf . Ztg . , in⸗

dem er ausführt :

Nur mit weſentlicher Verſpätung konnten die

Haushaltspläne für das kommende Rechnungsjahr

1915 den St . ⸗V. zur Beſchlußfaſſung vorgelegt wer⸗

den . Schon in den letzten Friedensjahren bereitete

die Etatsaufſtellung vielen Kommunalverwaltun —

gen immer mehr Schwierigkeiten . Unter den jetzl⸗

gen Verhältniſſen iſt keine Gemeinde imſtande , die

Ausgaben durch die ſtark geſchmälerten Einnahmen

zu decken . Einen ſtarken Fehlbetrag weiſt jeder

Etatsentwurf auf . Dabei ſind noch nicht die außer⸗

gewöhnlichen Aufwendungen der Kriegsfürſorge

( Zuſchüſſe zu den Reichsunterſtützungen der Kriegs —

teilnehmerfamilien , Erhöhung der Armenunter⸗

ſtützungsſätze , Kinderpflege , Arbeitsloſenunterſtütz⸗

ungen , Mietbeihilfen , Lebensmittelverſorgung , Ver⸗

wundetenpflege , Unterſtützung des Roten Kreuzes ,

Kredithilfe uſw . ) in den neuen Etats enthalten

Dies mit Recht : dieſe Kriegsaufwendungen der Ge

meinden , die ſich bei großen Städten wie Frankfurt ,

Köln , Düſſeldorf uſw . auf mehrere Millionen Mark

monatlich belaufen , werden nach Schluß des Krie —

ges durch Kriegsanleihen zu decken ſein . Es wäre

ungerecht , mit dieſen Rieſenaufwendungen allein die

Gegenwart zu belaſten , die ohnehin Opfer genug zu

tragen hat . Mit Recht betonte der Berliner Stadt⸗

kämmerer Boeß in ſeiner Etatsrede , daß das öffent⸗

liche Intereſſe eine gerechte Verteilung der geldlichen

Laſten des Krieges auf Gegenwart und Zukunft ver⸗
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lanugt , daß die Ergebniſſe des jetzigen Ringens um

die Zutunft des deutſchen Volkes wahrſcheinlich viel

mehr dem künftigen und vielleicht wohlhabenderen

Heſchlecht zugute kommen werde .

Die Ausgaben ſind meiſt , um die Spannung
mit den Einnahmen zu verringern , ſchon von den

verantwortlichen Dezernenten kräftig beſchnitten

worden , ehe der Etat der Oeffentlichkeit übergeben

wurde . Die größten Erſparniſſe waren bei dem

Bauetat möglich , beſonders durch Verlangſamung
des Straßenbaues und geringere Dotierung etwa

vorhandener Baufonds . Vielfach konnten auch die

Aufwendungen für das Schulweſen durch Rückſtel —

lung von nicht dringlichen Schulbauten gekürzt
werden . ( Die Volksſchulbauten müſſen ja in Preu⸗

zen durch laufende Mittel gedeckt werden . ) Im Ge⸗

genſatz hierzu hat man beſonders in den finanz —

kräftigen Städten am Schuldienſt nichts geſpart ,

ſondern die enormen Beträge auch für die Tilgung

der Anleihen in ihrem ganzen Umfange in dem

neuen Etat vorgeſehen . Geſchieht dies ohne ſtarke

Ueberſpannung der Steuerträfte , ſo kann dieſe ge —

ſunde Finanzgebarung nur ungetrübte Befriedigung

auslöſen . Der Deutſche Städtetag hat es auch ab⸗

gelehnt , dem Drängen einzelner Kreiſe nachzugeben

und bei den Aufſichtsbehörden eine Ausſetzung der

Tilgung der Stadtanleihen im kommenden Etats —

jahr zu beantragen . Er befürchtete mit gutem

Rechte eine dauernde Schädigung der ohnehin nicht

glänzenden Lage des ſtädtiſchen Anleihemarktes .

Die Aufwendungen für die Hauptverwaltung , die

Polizeikoſten und ſonſtige ſtaatliche Laſten , weiſen

meiſt ſogar eine über das normale Maß hinaus⸗

gehende Steigerung auf . Recht ſchmerzlich empfun⸗

den werden auch in dieſen Notzeiten die wieder ge —

ſtiegenen Anforderungen der Stadttheater . In

Frankfurt , in Mannheim , in Leipzig , z. B. erfordert

der Theaterbetrieb weit über eine halbe Million

Mark , in Köln ſogar eine ganze Million Mark Zu —

ſchuß .

Die Einſtellung der zu erwartenden Einnah —

men , der Steuern und der Ueberſchüſſe der ſtädti⸗

ſchen Betriebe insbeſondere , war ſelbſt unter ge —

nauer Berückſichtigung der Ergebniſſe der letzten

Kriegsmonate ſehr ſchwierig . Manche Stadtverwal —

tungen haben deshalb , wie die Reichsfinanzverwal⸗

tung , in der Hauptſache die alten Etatsſätze in den

neuen Voranſchlag übernommen . Erfreulicherweiſe

ſind aber zahlreiche Städte dieſen bequemeren Weg

nicht gegangen , ſondern ſie ſuchten durch vorſichtige

Schätzung die wichtigſten Einnahmepoſten der Wirk⸗

lichkeit nahezubringen . Man bleibt in dieſem Falle

jedenfalls , wie bei der Beratung des Etats der Stadt

Köln betont wurde , ſpäter vor Ueberraſchungen

verſchont . Von den wirtſchaftlichen Betrieben ha —

ben am wenigſten unter den jetzigen Verhältniſſen
die Waſſerwerke zu leiden . Ihre Erträgniſſe ſind

meiſt in ungefähr gleicher Höhe wie in den Vor —

jahren vorgeſehen . Der Verbrauch von Licht und

Kraft iſt überall zurückgegangen ; im einzelnen iſt

allerdings dieſer Minderkonſum je nach dem wirt

ſchaftlichen Charakter der Stadt ſehr verſchieden .
Die Gas⸗ und Elektrizitätswerke erleiden weniger

infolge der Auflöſung und Zuſammenlegung der

Daushaltungen , als durch Einſtellung von Fabrik —

und Handelsbetrieben ſtarke finanzielle Ausfälle .

Die Petroleumknappheit hat auch hieran nicht viel

zu ändern vermocht . Der Uebergang vom Petro

leumverbrauch zum Gasverbrauch oder zum Ver —

brauch elektriſchen Lichtes konnte ſich nur noch in

den kleinen Haushaltungen der minderbemittelten

Bevölkerung vollziehen . Höchſtens Elektrizitäts⸗
werke mit Ueberlandzentralen können dadurch viele

neue Konſumenten gewonnen haben . Aber auch

trotz der Ausfälle kommen die Millionenüberſchüſſe

der Betriebe dem Kriegsetat außerordentlich zugute .

Wie groß wäre das Defizit , wenn ſolche privatwirt⸗

ſchaftliche Einnahmen fehlten ! Die jetzige kritiſche

Zeit iſt zweifellos die beſte Rechtfertigung für die
N

Kommunaliſierung dieſer Betriebe .

Am ſtärkſten unter den Einwirkungen des

Krieges leiden aber die Steuererträgniſſe . Infolge
der Kriegswehen ſind die großen und kleinen Steu —

erquellen mehr oder minder verſandet . Faſt die

gleichen Beträge wie im Frieden bringt die Grund —

ſteuer auf , nur in Städten mit wirtſchaftlich ſchwa —

chem und ſteuerlich überlaſtetem Grundbeſitz erlei —

det auch ſie merkliche Ausfälle . Die andere Real⸗

ſteuer , die Gewerbeſteuer , zeigt in den einzelnen
Städten ſehr verſchieden große Mindererträge , je

nach der Art der anſäſſigen Induſtrie und des Er —

werbslebens . Städte zum Beiſpiel mit überwiegen —
der Großinduſtrie ( Eiſen - und Textilinduſtrie ) , die

große Kriegslieferung hat , befinden ſich in dieſer

Hinſicht in beneidenswerter Lage , zumal auch die

Nebeninduſtrien und zahlreiche andere Erwerbs —

zweige lohnenden Verdienſt haben . Bei der Haupt⸗

ſtütze des Etats , der Einkommenſteuer , ſind auf
Grund der neuen Einkommenſteuerveranlagung in

allen größeren Städten Millionenausfälle zu erwar⸗

ten . Am ſtärkſten leidet verhältnismäßig der Er⸗

trag der Umſatz - und der Wertzuwachsſteuer . Er

iſt anſcheinend auf die Hälfte bis zu einem Drittel

zuſammengeſchmolzen . Naturgemäß iſt auch der

Luſtbarkeits - und Billetſteuer der Lebensnerv un —

terbunden ; allerdings hat der Kinobeſuch vielfach

die normale Höhe wieder erreicht . Bei der Knapp —

heit der Lebensmittel wird von verſchiedenen Sei —

ten eine Erhöhung der Hundeſteuer gefordert , de —

ren Erträge dadurch aber in vielen Städten nicht

mehr weſentlich geſteigert werden können . Von den

—
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Gebühren weiſen beſonders die Baupolizeigebühren

merkliche Ausfälle auf .

Angeſichts dieſer ſtarken Steuerrückgänge wird

der nötige Ausgleich zwiſchen Einnahmen und Aus⸗

gaben meiſt durch eine Erhöhung der Einkommen —

ſteuer geſucht , nachdem etwa glücklicherweiſe vorhan —

dene Steuerausgleichfonds zur Deckung des Defi —

zits herangezogen wurden . So erhöht Berlin mit

ſeinen großen Vororten Wilmersdorf , Schöneberg ,

Neukölln den Einkommenſteuerzuſchlag von 100 und

110 Proz . auf 125 und 135 Proz . , Charlottenburg

ſogar um 30 Proz . auf 140 Proz . Die Steuererhö —

hung in Frankfurt von durchſchnittlich 136 Proz .
auf 150 Proz . iſt alſo noch verhältnismäßig gering

Bei Steuererhöhungen kann auch lediglich die Ein —

kommenſteuer in Frage kommen . Nur dadurch wer —

den die weiteſten Kreiſe der Bevölkerung entſpre —

chend ihrer Leiſtungsfähigkeit zu einer hoffentlich

nur vorübergehenden Kriegsſteuer herangezogen ,

die angeſichts der Blutſteuer , die unſere Brüder

draußen im Felde bringen , gerne getragen werden

muß . Nur im Notfalle wird ganz ausnahmsweiſe

zur Deckung der laufenden Bedürfniſſe außerordent —

licher Kredit in Anſpruch genommen werden kön —

nen . Alle Gemeinden aber können trotz dieſer

Schwierigkeiten ihren hohen Kulturaufgaben , ihren

großen ſozialen Verpflichtungen vollkommen gerecht

werden . Die Finanzwirtſchaft der meiſten Städte

iſt dabei im Innern doch kerngeſund und kann durch

noch ſo lange Kriegsdauer keine ernſtlichen Erſchüt⸗

terungen erfahren . Die Städte werden den Krieg

wirtſchaftlich und finanziell kraftvoll durchhalten

bis zu einem ehrenvollen Frieden .

Die Anſprüche der Kriegsinvaliden auf Grund der

Militärverſorgungsgeſetze .

Dargeſtellt in ganz abgekürzter Faſſung .
Die Anſprüche derjengen Kriegsinvaliden , die

zur Klaſſe der Unteroffiziere und Gemeinen gehö⸗

ren , ſind in dem Mannſchaftsverſorgungsgeſetze vom

31 . Mai 1906 ( Reichsgeſetzblatt Seite 539 ) in der

Faſſung des Geſetzes vom 3. Juli 1913 ( Rechsgeſetz⸗
blatt Seite 497 ff. ) geregelt .

Darnach erhält der Kriegsbeſchädigte Militär⸗

rente und Kriegszulage , unter Umſtänden auch Ver⸗

ſtümmelungszulage und Alterszulage .

1. Der Anſpruch auf Militärrente beſteht , wenn

und ſolange infolge einer Dienſtbeſchädigung die

Erwerbsfähigkeit aufgehoben oder um wenigſtens 10

Prozent gemindert iſt . Die Militärrente beträgt

jährlich für die Dauer vöbliger Erwerbsunfähig⸗

keit für :

Feldwebel 900 l ,

Sergeanten 720 Ml,

Unteroffiziere 600 / ,

Gemeine 540 /, ,

Für die Dauer teilweiſer Erwerbsunfähigkeit

erhält der Beſchädigte nur denjenigen Prozent —

ſatz der vollen Rente , der der Einbuße an Er —

werbsfähigteit entſpricht .

2. Neben der Militärrente wird eine Kriegszu —

lage von 15 / monatlich gewährt .

3. Neben der Militärrente und der Kriegszulage

wird ohne Rückſicht auf den Grad der dem Beſchä —

digten verbliebenen Erwerbsfähigkeit bei dem Ver⸗

luſt einer Hand , eines Fußes , der Sprache , des Ge —

hörs auf beiden Ohren , eine Verſtümmelungszulage

von monatlich je 27 / und bei Verluſt oder Er —

blindung beider Augen , eine ſolche von monatlich je

54 / gewährt .

Die Zulage von je 27 , kann ferner bewilligt

werden bei Störung der Bewegungs⸗ und Ge⸗

brauchsfähigkeit einer Hand , eines Armes , eines

Fußes oder eines Beines , wenn die Störung ſo

hochgradig iſt , daß ſie dem Verluſt des Gliedes

gleich zu achten iſt , bei Verluſt oder Erblindung

eines Auges im Fall nicht völliger Gebrauchs —

fähigkeit des anderen Auges , bei anderen ſchweren

Geſundheitsſtörungen , wenn ſie fremde Pflege und

Wartung nötig machen .

Im Fall von Geiſteskrantheit oder ſchwerem

Siechtum , das den Verletzten dauernd an das Kran⸗

kenlager feſſelt , kann die einfache Zulage auf mo⸗

natlich 54 /é erhöht werden .

Bei mehreren Beſchädigungen wird die Ver⸗

ſtümmelungszulage mehrfach gewährt .

4. Erreicht das jährliche Geſamteinkommen ei⸗

nes Empfängers der Kriegszulage nicht 600 A, ſo

lann ihm vom erſten Tage des Monats ab , in wel⸗

chem er das fünfundfünfzigſte Lebensjahr vollendet ,

eine Zulage ( Alterszulage ) bis zur Erreichung die⸗

ſes Betrages gewährt werden . Die Zulage kann

bereits früher gewährt werden , wenn dauernde

völlige Erwerbsunfähigkeit feſtgeſtellt worden iſt .

Eingehendere Darſtellungen enthalten u. a. :

1. Die Deutſche Militär - Verſorgung im Krieg

und Frieden .

Ausgabe A: Offizierspenſionsgeſetz und Militär⸗

hinterbliebenengeſetz nebſt bundesrätlichen

Ausführungsbeſtimmungen ,

Ausgabe B : Mannſchaftsverſorgungsgeſetz und

Militärhinterbliebenengeſetz nebſt bundesrätli⸗

chen Ausführungsbeſtimmungen . Verlegt v. J .

Langs Buchhandlung in Karlsruhe , Preis je

65 8 .

2. Das Militärverſorgungsrecht im Heere , in

der Marine und in den Schutztruppen .

Ein Handbuch der Kriegs⸗ und Friedensverſor⸗

gung für Militär⸗ und Zivilbehörden ſowie für Of⸗

fiziere , Beamte , Unteroffiziere , Mannſchaften und



deren Hinterbliebenen . Zuſammengeſtellt und er⸗

läutert von M. Adam . Verlag der Kameradſchaft in

Berlin W 35 ; Preis 1,50 l .

3. Die Miliärpenſionsgeſetze vom 31 . Mai 1906

nebſt den Ausführungsbeſtimmungen .

Zum praktiſchen Gebrauche für Heer , Marine

und Schutztruppen bearbeitet und erläutert von Dr .

A. Romen . I. Teil : Offizierspenſionsgeſetz , 1907 .

II . Teil : Mannſchaftsverſorgungsgeſetz , 1908 . Ver⸗

legt von J . Guttentag , Verlagsbuchhandlung in

Berlin . Preis J. und II . Teil je 3,50 & .

4. Krieger - und Hinterbliebenenverſorgung in

Deutſchland . Heft 54 der Staatsbürgerbibliothek .

Voltsvereins - Verlag , München - Gladbach . Preis

10 G.

Anſprüche der Kriegsinvaliden aus der reichsgeſetz⸗

lichen Invalidenverſicherung .

Die der Invalidenverſicherung angehörenden

Perſonen , die im Kriege oder infolge der ſpäter

auftretenden Feldzugseinwirtungen invalide wer —

den , haben neben den auf Grund der militäri —

ſchen Fürſorgegeſetze gewährten Bezügen Anſpruch

auf Bewilligung einer reichsgeſetzlichen Invaliden⸗

rente , vorausgeſetzt , daß ſie die Wartezeit — regel —

mäßig 200 Beitragswochen erfüllt und die An⸗

wartſchaft aufrecht erhalten haben .

Dieſe Rente wird ohne Rückſicht auf das Lebens —

alter jedem Verſicherten gewährt , der infolge von

Krankheit oder anderen Gebrechen im Sinne der

Reichsverſicherungsordnung invalide , d. h. nicht

mehr imſtande iſt , durch eine Tätigkeit , die ſeinen

Kräften und Fähigkeiten entſpricht und ihm unter

billiger Berückſichtigung ſeiner Ausbildung und ſei⸗

nes bisherigen Berufs zugemutet werden kann , ein

Drittel deſſen zu erwerben , was körperlich und gei⸗

ſtig geſunde Perſonen ſeiner Art mit ähnlicher Aus⸗

bildung in derſelben Gegend zu verdienen pflegen .

Iſt die Invalidität dauernd , ſo beginnt die In⸗

validenrente mit dem Eintritt der Invalidität . Iſt

aber in abſehbarer Zeit Wiederherſtellung der Er⸗

werbsfähigkeit zu erwarten , ſo beginnt die Rente in

der Regel erſt dann , wenn die Invalidität ununter⸗

brochen 26 Wochen gedauert hat .

Anſprüche auf Gewährung der Invalidenrente

ſind bei dem Bürgermeiſteramt oder Großh . Be —

zirksamt Verſicherungsamt — anzumelden , in

deſſen Bezirk der Verſicherte zur Zeit des Antrags

wohnt oder beſchäfitgt iſt , oder zuletzt wohnte oder

beſchäftigt war .

Iſt der Verſicherte infolge ſeines Leidens oder

aus anderen Gründen verhindert , den Anſpruch an⸗

zumelden , ſo kann er auch ein Angehöriges oder eine

andere Perſon mit der Anmeldung beauftragen .

Bei der Anmeldung ſind die laufende Quit⸗

tungskarte , die in Händen des Verſicherten befind⸗
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lichen Militärpapiere ,

nungsbeſcheinigunger

Krantkheits

zu übergeben .

und Aufrech —

Kriegsinvalidenfürſorge .
Der Badiſche Landesausſchuß für Kriegsinva⸗

lidenfürſorge ( Geſchäftsſtelle in Karlsruhe , Herren —

ſtraße 1) hat die

„ Richtlinien für die Kriegsinbalidenfürſorge “
in einem Broſchürchen zuſammengefaßt .
in der G.

erhältlich .

beigefügtes

Dieſes iſt

Braunſchen Hofbuchdruckerei in Karlsruhe
Ein dieſem Broſchürchen auf Seite 39

Merkblatt

hat folgenden Wortlaut :

1. Der durch Kriegsverwundung Verſtümmelte

oder am freien Gebrauch ſeiner Gliedmaßen Behin⸗
derte kann wieder arbeiten lernen , wenn er ſelbſt
den feſten Willen zur Arbeit hat .

2. Es ſoll daher keiner den Mut ſinken laſſen
und an ſeiner Zutunft verzweifeln ; er muß ſich nur

ernſtlich bemühen , den ärztlichen Vorſchriften voll

nachzukommen und die notwendigen Uebungen mit

Eifer und Ausdauer betreiben .

3. Selbſt derjenige , dem ein oder mehrere Glied —

maßen fehlen , kann mit geeigneten künſtlichen Glie⸗

dern , die ihm die Heeresverwaltung liefert , häufig ,
ja meiſtens in ſeinem alten Beruf wieder tätig ſein ,

wenn er ſich genügende Mühe gibt , das ihm Ver —

bliebene in richtiger Weiſe auszunützen und den

Gebrauch der künſtlichen Glieder zu lernen . Die

Heeresverwaltung wird ihm mit allen Mitteln die

Wege dazu ebnen .

4. Und wer in ſeinem früheren Beruf nicht

wieder tätig ſein kann , kann ſicher in einem ande⸗

ren Beruf noch etwas leiſten , nur muß eres ſich
nicht verdrießen laſſen , mit Tatkraft und Fleiß ſich

in die neue Beſchäftigung einzuleben .
5. Jeder , der es bedarf , wird ſachverſtändigen

Rat für die Wahl eines Berufes ſchon im Lazarett
finden und nach ſeiner Entlaſſung Gelegenheit ha⸗

ben , ſich in geeigneten Fachſchulen uſw . für einen

neuen Beruf vorzubereiten oder in ſeinen alten Be⸗

ruf wieder einzuarbeiten .

6. Jeder hüte ſich darum , ſich als ein unnützes

Glied der Geſellſchaft zu betrachten , er ſetze von An⸗

beginn ſeinen Stolz darein , trotz der für das Va⸗

terland erlittenen Verluſte ſobald wie möglich wie⸗

der ein ſchaffendes und erwerbendes Glied ſeiner

Familie zu werden .

7. Es vermeide jeder , ſei er verwandt oder be⸗

freundet , einen Verſtümmelten in falſchbetätigtem
Mitleid nur immer zu bedauern und ſeine Hilfloſig⸗
keit zu beklagen . Bei aller herzlichen Teilnahme
richte er ihn vielmehr auf , ſtärke er ihm das Ver⸗

trauen auf eine beſſere Zuuknft , die Hoffnung auf

ein ſelbſtändiges Erwerbsleben , wie es dank der heu⸗



tigen ärztlichen Kunſt , dank der heutigen Technik

und dank des ſozialen vaterländiſchen Sinnes unſe⸗

res Volkes , der Arbeitgeber wie der Arbeitnehmer ,

für faſt alle , auch die Schwerbetroffenen erreichbar

Helfe jeder an ſeinem Teile dazu !
Starker Wille führt zum Ziel !

Die Unterſtützung von Familien in den Dienſt ein⸗

getretener Mannſchaften betr .

An die Großh . Bezirksämter :

In den Verhandlungen der Budgetkommiſſion

des Reichstags iſt zur Sprache gebracht worden , daß

in einigen Fällen Ehefrauen oder Kindern die Fa —

milienunterſtützung auf Grund des Geſetzes vom 28 .

Feöruar 1888 in der Faſſung des Geſetzes vom 4.

Auguſt 1914 unter der Begründung verweigert

worden ſei , daß der Fall der Bedürftigkeit nicht

mehr vorliege , nachdem den Ehefrauen auf Grund

der Bekanntmachungen vom 3. Dezember 1914 , vom

28 . Januar 1915 und vom 23 . April 1915 Wochen⸗

hilfe gewährt worden ſei . Hierzu iſt zu bemerken ,

daß es der Abſicht des Geſetzgebers zuwiderlaufen

würde , wenn eine Anrechnung der Familienunter —

ſtützung auf die Wochenhilfe ſtattfinden würde .

Der Geſetzgeber iſt vielmehr davon ausgegangen ,

daß in allen Fällen , in welchen die Vorausſetzungen

für die Gewährung von Wochenhilfe vorliegen , dieſe

außer der in dem Geſetze vom 28 . Februar 1888 in

der Faſſung des Geſetzes vom 4. Auguſt 1914 vor⸗

geſehenen Unterſtützung zu gewähren iſt , falls im

Einzelfall die Bedürftigkeit im Sinne dieſes Ge —

ſetzes gegeben iſt .

( Miniſterium des Innern vom 7. 5. 15 Nr .

24 479 . )

Die Prozeßführung mit Kriegsteilnehmern

im Spiegel der Gerichtspraxis .

Dr . Hans Lieske , Leipzig .

Unſern Kriegern nach Möglichkeit die Sorge

um Haus und Hof zu erleichtern , beſchenkte man ſie

u a. bekanntlich für die Kriegsdauer mit der Un⸗

terbrechung aller bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten ,

ſodaß ſie grundſätzlich nicht zu prozeſſieren brauchen ,

wenn ſie nicht mögen .

Bei den Millionen von Feldzugsteilnehmern

erwies ſich das natürlich als ein wirtſchaftlicher

Verſuch von ungeheurer Bedeutung . Jetzt zeigt es

ſich allmählich , daß dieſe als Spende wärmenden

Lichtes gerechter Barmherzigkeit gedachte Satzung

doch auch ſo manche Schattenſeite aufwies . Denn

hier und dort begann man alsbald , ohne jede Not

den beſcherten Vorteil auszubeuten und dem Gläu⸗

biger trotz reichlicher Mittel und aller Unbeſtreit⸗

barkeit der Schuld einfach die Zahlung zu verwei⸗

gern , lediglich um deswillen , weil ihm infolge des

Verſagens gerichtlicher Hilfe die Macht fehlte , ſich

ſein Recht zu verſchaffen . Die zahlreichen wohlbe —

gründeten Klagen hierüber veranlaßten mit Beginn

dieſes Jahres eine Beſchränkung des Grundſatzes ,

der alle Kriegsteilnehmer von jeglicher Prozeßfüh⸗

rung bedingungslos befreite . Die dabei an den Tag

gelegte Mäßigung geht nun in der Tat ſehr weit

und hat vielfach ſogar Anfeindungen wegen damit

verbundenen allzu kärglichen Gläubigerſchutzes wach —

gerufen .

Das Verfahren ſoll nämlich durch Beſtellung

eines geeigneten Vertreters zur Prozeßführung nur

dann fortgeſetzt werden , wenn die Ausſetzung eine

ganz offenbare Unbilligkeit enthielte , die ſchwer ge —

gen Treu und Glauben verſtößt und auf den erſten

Blick in die Augen ſpringt .
Das ſind nun freilich dehnbare Begriffe . Wer

auf ſie in ſeinen Prozeſſierungsgelüſten ſeine Hoff⸗

nung ſetzt , tut deshalb vielleicht gut , zuvor ihre Deu⸗

tung im Spiegel der ſeither ergangenen Gerichts⸗

praxis einmal zu betrachten . Deshalb ein paar Bei⸗

ſpiele daraus von grundlegender Bedeutung .

Ein Kriegsteilnehmer iſt auf Zahlung verklagt .

Er beantragt , das Verfahren auszuſetzen , trotzdem

er zugibt , daß die gegen ihn erhobene Forderung zu

Recht beſteht und er nichts dawider einwenden kann .

Nur ſei er infolge ſeiner Einberufung behindert

worden , für geeignete Deckungsmittel des Klägers

zu ſorgen . Das Verfahren wurde denn auch wunſch⸗

gemäß ausgeſetzt . Sind doch nach dem Beſchluſſe des

erkennenden Oberlandesgerichts bei der Frage nach

der offenbaren Unbilligkeit alle Umſtände zu prü⸗

fen . Deshalb muß auch berückſichtigt werden , ob der

Kriegsteilnehmer ein Intereſſe daran hat , daß ſein

Gläubiger keinen Schuldtitel gegen ihn erlangt .

Dazu ergab die Zeugenausſage , daß das Geſchäft des

beklagten Kriegsteilnehmers flüſſige Mittel zu Zah⸗

lung aller Gläubiger nicht beſitzt , der Beklagte aber ,

wäre er nicht zum Heeresdienſt einberufen , ſeine per⸗

ſönlichen Beziehungen zur Beſchaffung ſolcher Deck —

ungsmittel möglicherweiſe hätte ausnutzen können .

Ein anderer Fall :
Der beklagte Kriegsteilnehmer läßt in ſeiner

Abweſenheit ſein Geſchäft in gewohnter Weiſe durch

ſeinen Prokuriſten weiterführen . Die Klage dreht

ſich um unbeſtrittene Forderungen aus von dem

Prokuriſten geſchloſſenem Kaufgeſchäft . Hier weiſt

das Oberlandesgericht den Antrag des Kriegsteil⸗

nehmers auf Ausſetzung des Verfahrens ab . Denn⸗

ſichert ſich ein Teilnehmer am Feldzug die Weiter⸗

führung ſeines Betriebs durch Beſtellung eines Ver —

treters , dann iſt es offenbar unbillig , wenn er zwar⸗

die Vorteile der Geſchäftsführung genießt , ſich den

daraus entſtehenden Verpflichtungen aber durch die

Stellung von Ausſetzungsanträgen entziehen will .



Ein Dritter will einen Kriegsteilnehmer auf Be —

zahlung von Warenſchulden verklagen . Zur Ver —

tretung des Beklagten empfiehlt er vor Gericht deſ —

ſen Ehefrau . Der Vorſitzende lädt deshalb die Frau

um ſie über dieſen Antrag auf Vertretung ihres
Mannes zu hören ; jedoch erſcheint ſie nicht . Darauf

beſtellt ſie der Vorſitzende zur Vertreterin des Man —

nes . Auf die Beſchwerde der Frau aber hebt das

Kammergericht dieſen Beſchluß wieder auf , weil

niemand gezwungen ſei , die Vertretung eines Kriegs⸗
teilnehmers anzunehmen und der Vorſitzende die

Ehefrau des Beklagten nicht ohne ihre Zuſtimmung

als Vertreterin hätte beſtellen dürfen .

Es kann das Verfahren alſo auch nur dann wei⸗

tergeführt werden , wenn ſich jemand findet , der zur

Prozeßvertretung gewillt und obendrein hierzu ge —

eignet iſt .

Poſtſcheine als Quittungen bis zum Betrage von

800 Mark .

Nach Erlaß Gr . Miniſteriums des Innern

vom 9. Juni 1915 Nr . 23 794 ſoll es nicht be⸗

anſtandet werden , wenn Zahlungen der Gemeinden

an Staatskaſſen und an Körperſchaften des öffent —

lichen Rechts wie Gemeinden , Kreiſe , Landwirt —

ſchaftskammer , Sparkaſſen in Beträgen bis zu 800

Mark nur mit Poſteinlieferungsſcheinen belegt wer —

den .

Familienunterſtützungen betr .

Bei Umlegung der vom Reich nicht erſetzten

Familienunterſtützungen ( der Mehrbeträge ) auf die

zum Lieferungsverband gehörigen Gemeinden iſt

das Kriegsſteuerkataſter desjenigen Jahres zu

Grunde zu legen , in welchem der Aufwand erwach —

ſen iſt .

7. Bad . Landgemeindenverband .

Verbandstätigkeit .

Wenn wir auch in dieſem Kriegsjahr noch nicht

daran denken konnten und wahrſcheinlich auch über —

haupt nicht daran denken dürfen , unſere alljährliche

Mitgliederverſamlung abzuhalten , ſo ruht unſere

Arbeit doch nicht , ja es ſind ihr gerade durch den

Krieg mancherlei neue Aufgaben geſtellt , welche teils

durch den Vorſtand allein , teils unter Mitwirkung

des Ausſchuſſes ſachgemäß behandelt wurden und

auch fernerhin behandelt werden . Daneben iſt aber

in vielen Bezirken eine rührige Tätigkeit entfaltet

worden u. dies iſt gewiß ſehr erfreulich und ſegens⸗

reich , wogegen anderſeits auch Beiſpiele vom Gegen —

teil zu verzeichnen ſind , indem teils aus einiger⸗

maßen verſtändlichen und entſchuldbaren lokalen

Urſachen , teils aber auch aus nicht ſtichhaltigen
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Gründen die Abhaltung von Bezirksverſammlun —

gen abgelehnt wurde .

Die bis jetzt eingelaufenen Verſammlungsbe⸗

richte und unſere eigenen perſönlichen Erfahrungen
beim Beſuch einiger Verſammlungen beweiſen aber

ſchlagend , wie nützlich ſolche gerade in jetziger Zeit

ſind .

Im Vordergrund der Beratungen ſtand ziem

lich allgemein die Frage der Volksernährung , wo —

bei die Beſchlagnahme der Getreide - und Mehlvor —

räte und die Regelung des Brot⸗ und Mehlver⸗

brauchs im Prinzip durchweg als gerechtfertigt dank

bar anerkannt wurde ; leider haben ſich aber beim

Vollzug der behördlicherſeits getroffenen Maßnah —

men mancherlei lebhaft beklagte Mißſtände erge⸗

ben , welche wenigſtens teilweiſe durch energiſches
und verſtändnisvolles Eingreifen des Bürgermei —

ſters beſeitigt werden konnten , man neigte daher

ziemlich allgemein der Anſicht zu , daß es nicht nö —

tig ſei , wegen jeder Kleinigkeit das Bezirksamt zu

bemühen , ſondern daß jeder Bürgermeiſter ohne all

zu große Aengſtlichkeit nach eigenem Gutdünken

und beſtem Gewiſſen unter Wahrung des den betr .

Regierungsmaßregeln zu Grund liegenden Haupt⸗

zwecks handeln möge .

Klagen allgemeiner Natur wurden dahin laut ,

daß :

1. in die Bezirksausſchüſſe vorzugsweiſe die

Vertreter von Gewerbe und Handel nicht aber auch

ſolche des Konſums und der Gemeindevorſtände in

genügender Anzahl berufen worden ſeien ;

2. den Bäckern ſowohl wie der Bevölkerung

vielfach minderwertiges Mehl geliefert worden ſei ,

weswegen eine ſtrengere Beaufſichtigung der Mehl —

bereitung und des Handels zu wünſchen wäre ;

3. in der Brot - und Mehlverteilung zwiſchen
Stadt und Land nicht berückſichtigt worden ſei , daß

die Landbevölkerung infolge ihrer ſchwereren kör —

perlichen Arbeit und ihres geringeren Fleiſchgenuf
ſes eines etwas reichlicheren Zumaßes von Mehl

und Brot bedarf als die Bewohner der Städte .

Hier wird , falls der Krieg nicht bald zu Ende

geht , Abhilfe geſchaffen werden müſſen , wozu auch

unſer Verband mithelfen wird .

Weiter wurde über die Verwendung von

Kriegsgefangenen zu landwirtſchaftlichen Arbeiten

und die dabei gemachten Erfahrungen geſprochen
und gerade dieſe Beſprechungen waren ſehr wert —

voll beſonders für diejenigen Gemeinden , welche

noch keine derartigen Arbeitskräfte verwendet aber

die Abſicht haben , ſolche zu verwenden ; durchweg

war man mit der Arbeitsleiſtung und dem Verhal —

ten der Gefangenen , meiſt Ruſſen , zufrieden ; die

Art und Weiſe der Verpflegung und die Arbeits —

ein⸗ und ⸗Zuteilung ſowie deren Ueberwachung iſt



in den einzelnen Gemeinden verſchieden geregelt

und gerade die Mitteilungen der betr . Herren Bür —

germeiſter über dieſe Punkte waren für die andern

ſehr wertvoll , da ſich Jeder dasjenige daraus mer —

ken konnte , was für ſeine Gemeinde paſſend und

nachahmungswert erſchien .

In einer Bezirksverſammlung im Kreis Kon —

ſtanz wurde auch die Frage der Entlohnung der

Bürgermeiſter für ihre überaus große Arbeit wäh —

rend des Krieges behandelt und an den Verbands —

vorſtand das Erſuchen gerichtet , dieſe Angelegenheit
im Auge zu behalten und darauf hinzuwirken , daß
die Gemeindebeamten für ihre Opfer an Zeit und

Geld nicht ganz leer ausgehen .

Auch in einem andern Bezirk dieſes Kreiſes

hat man dieſe Angelegenheit aufgegriffen und ſich

an das zuſtändige Bezirksamt gewendet , welches

ſein lebhaftes Intereſſe dafür kund gegeben und

ſeine tatkräftige Unterſtützung bei den Gemeinden

in Ausſicht geſtellt hat .

Es ſind zur Zeit auch ſeitens des Ratſchreiber⸗

und des Rechnervereins Schritte eingeleitet , welche

bezwecken , ein generelles Eingreifen der Gr . Regie⸗

rung zugunſten der Gemeindebeamten zu veranlaſ⸗

ſen und unſere Verbandsleitung wird ſich dieſen

Schritten anſchließen eventl . ſelbſtändig in der Sache

vorgehen .

Perſönliches .

Wir haben in letzter Zeit den Tod mehrerer

Bürgermeiſter von Verbandsgemeinden zu beklagen ,

nämlich der Herren :

Kling von Heiligkreuzſteinach ,

Lichter von Zuzenhauſen und

Benig von Schloſſau .

Bezüglich des Letzteren ſchreibt man uns :

„ Bürgermeiſter Benig iſt ein Opfer der vie —

len Arbeit in der jetzigen Kriegszeit ; erſt vor Kur —

zem hat mir der liebe Verſtorbene geklagt , daß

ihn die vielen amtlichen Verfügungen ſo in Auf —

regung brächten , da er doch alles recht machen

wolle ; auch die örtlichen Verhältniſſe waren keine

guten . “

Wir werden dieſen Kollegen , welche alle drei

ſchon in der zweiten Amtsperiode ſtanden und mehr

als 60 Lebensjahre hinter ſich hatten , ein ehrendes

Andenken bewahren .

Ihr 25jähriges Dienſtjubiläum feierten und

erhielten das vom Verband geſtiftete Ehrendiplom :

die Herren : Hofheinz von Spöck , Amt Karls⸗

ruhe , am 5. Juli , Altenbach von Elchesheim , A

Raſtatt am 10 . Juli .
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Feuerverſicherung .

Stand nach der letzten Veröffentlichung in Nr .

6 der Zeitſchrift 3 926 000 %¼

Zugang bis 7. Juli

Nollingen 60 600 „

Dietlingen 23 000

Staffort 12 500

Wöſſingen 35 000 „

Vöhrenbach 89 000 „

Dienſtadt 10 300 „

Summa 4156 400 l

10 . Briefkaſten .
1. Ortskrankenkaſſe B.

Anfrage : Inwieweit beſteht bei den Organen
( Vorſtand — Ausſchuß ) eine Zuziehungspflicht der

Erſatzmänner ?

Antwort : Eine Zuziehungspflicht beſteht ſowohl

bei Ausſcheidung eines Mitgliedes überhaupt , wie

aber auch bei bloßer Verhinderung eines

ordentlichen Mitglieds , wenn dasſelbe rechtzeitig

ſeine Verhinderung anzeigte . Bei der Wichtigkeit
dieſer Frage wird noch auf die Entſcheidung des

Reichsverſicherungsamts vom 19. September 1914
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wieſen . Gerade in der gegenwärtigen Kriegszeit hat

dieſe Entſcheidung infolge der Einberufungen er⸗

höhten Wert , da eine nicht ordnungsgemäße Einla⸗

dung Nichtigkeit der gefaßten Beſchlüſſe zur Folge
haben kann .

2. Betriebskrankenkaſſe der Firma B . in K.

Anfrage : Wir haben zur Zeit einige Fälle von

ledigen Wöchnerinnen . Beſteht nach dem neuen

Recht eine unbedingte Verpflichtung , den Erzeuger
des unehelichen Kindes für die gewährte Wochenhilfe

haftbar zu machen ?

Antwort : Dieſe Frage war bis kürzlich außer⸗

ordentlich beſtritten und zweifelhaft , weil der §S 1542

Abſ . 1 RVO . nur von einer Krankheit ſpricht und

Wochenhilfe keine Krankenhilfe ſei . Das

Landgericht Dresden hat aber durch Entſcheidung

vom 18 . März ds . Is . den Uebergang des Anſpruchs

aus § 1715 BGB . auf die leiſtende Kaſſe bejaht
d. h. den Schwängerer zum Erſatz der Koſten

verurteilt . Daß der Anſpruch gegen den

Schwängerer vor dem Zivilgericht geltend zu machen

iſt , ſetze ich als bekannt voraus . Der Rechtsſtand⸗

punkt iſt alſo trotz des Wortlauts des §S 1542 RVO .

der gleiche wie nach dem Krankenverſicherungsgeſetz
( wo § 57 Abſ . 4 vorbildlich war ) .

3. Bürgermeiſteramt W.

Anfrage : Welche Leiſtungen hat eine Wöchne⸗
rin , die ſelbſt nicht Mitglied einer Krankenkaſſe iſt ,

deren Mann aber Kriegsteilnehmer iſt und ebenfalls

vor der Kriegsteilnahme nicht Mitglied einer

Krankenkaſſe war ? Die Frau erhält die ſog . Fami⸗

lienunterſtützung . Die Niederkunft erfolgte am 10 .

April . Die Kriegsteilnahme des Mannes beſteht ſeit

2. Februar 1915 .



Antwort : In Betracht kommt die neueſte Bun⸗

desratsverordnung vom 23 . 4. 15. Dieſe Wöchnerin
hat zwei Anſprüche , nämlich auf die lau⸗
fende Wochenhilfe ab 23 . April und auf die ein⸗

malige Unterſtützung , wenn ſie in bedrängter
Lage ſich befindet , weil , wenn dies neue Geſetz bäl⸗
der erſchienen wäre , die Wöchnerin Anſpruch auf
alhe Leiſtungen gehabt hätte .

Der laufende Anſpruch berechnet ſich folgender⸗
maßen :

Entbindungsbeitrag 0, weil das Geſetz zu ſpät
erſchienen iſt ;

Wochengeld : 43 Tage a 1 % — 43 / und dies

deshalb , weil vom 10 . —23 . 4. 15 bereits 13 Tage
abgelaufen ſind , alſo die Reſtzeit der 8wöchentlichen
Friſt noch 43 Tage bei insgeſamt 56 Tagen beträgt ;

Stillgeld , wenn die Wöchnerin das Kind ſelbſt
bis 3. Juli 1915 ſtillt , noch 71 Tage a 50 Pfg . S

35,50 / , und zwar deshalb , weil bis zum Ablauf
der Zwölfwochenfriſt es 71 Tage ſind und die ganze
Dauer 84 Tage umfaßt . Stillt die Wöchnerin das

Kind nicht , ſo kommt eben das Stillgeld in Wegfall ,
ſtillt ſie es nicht volle 12 Wochen , erhält ſie eben nur

ſolches bis zu dem Tage der Stillung innerhalb der

12 Wochen .

Die einmalige 1 wird nur gewährt ,
wenn die Wöchnerin ſich in bedrängter Lage befindet
und berechnet ſich in dieſem Falle wie folgt :

Der Wöchnerin iſt entgangen :

a ) der Entbindungsbeitrag — 25 &/ . ,

b) an Wochengeld ( wie oben berechnet ) für die

Zeit vom 10 . —23 . 4 . 15 13 Tage a 1 % 13 eſl ,

c) an Stillgeld ( falls das Kind ſelbſt geſtillt )
13 Tage a 50 Pfg . S 6 . 50 l .

Somit insgeſamt entgangen : 25 —
44 . 50 l .

Nur bis zu dieſem Betrag kann die einmalige
Unterſtützung gewährt werden ( nicht 50 , weil we⸗

niger als 50ũ / im Ganzen entgangen ſind ) .

13 ＋ 6 . 50

Zuſtändig zur Entgegennahme des Antrags iſt

das Bürgermeiſteramt , und zwar ſind die zwei An⸗

träge verſchieden zu behandeln . Zuſtändig zur Ver⸗

beſcheidung iſt der Bezirksrat . Zuſtändig zur Aus⸗

bezahlung iſt die Gemeindekaſſe .

Herr Ratſchr . G. in M. Sie legen zweckmäßig
ein Verzeichnis an , das folgende Spalten enthält :
Ordn . ⸗Zahl , Name , Stand und Alter ( Jahre ) des

Einberufenen , ledig oder verheiratet , Staatsange⸗

hörigkeit , Waffengattung , Regiment und Armee⸗

korps ꝛc. Dieſes Verzeichnis bildet die Grundlage
für die ſpätere Gemeinde - Kriegschronik . Dieſe

wird als „ Ehrenbuch “ eine Lücke füllen , die

den kommenden Geſchlechtern noch fühlbarer wäre ,

als den jetzt Lebenden . Bereits in letzter Nummer

wurde hervorgehoben , daß wir — dank dem Ent⸗
gegenkommen eines bewährten Mitarbeiters in

die Lage kommen werden , eine Muſter - Kriegschro⸗
nik zu veröffentlichen . Es wird dann auch den

Landgemeinden ein Leichtes ſein , anhand des ſorg⸗

fältig zu verwahrenden Materials ſich ein Kriegs
buch zu beſchaffen , in dem uns in Schrift und Bild ,
klar und wahr , ergreifend und erhebend , all das

entgegentritt , wodurch und wie die Heimatge⸗
meinde nach ihrer Eigenart in ihrer Geſamtheit
wie im Einzelnen mitgeholfen , mitgerungen und

durchgehalten hat bis zum ſiegreichen Ende .

ben der Gemeinde⸗Chronik ( Ortsgeſchichte ) ſoll

dieſes Kriegsbuch ein wertvolles Heimatbuch wer —

den , von dem aus noch in den fernſten Zeiten
reiche erziehliche Wirkung ausgehen wird .

Ne⸗

Gar mannigfaltiger Art wird in den Gemein⸗

den nach dem Kriege die Ehrung all derjenigen
ſein , die in dieſer großen Zeit Kraft , Geſundheit ,
Blut und Leben drangeſetzt haben , um die teure

Heimat , unſer deutſches Vaterland zu ſchützen . An

ſolchen Ehrungen werden — je nach den Verhält⸗

niſſen und Bedürfniſſen in den einzelnen Gemein⸗

den neben Gedenkblättern an die Hinterbliebe —

nen Gefallener in Betracht kommen Gedenkſteine ,

Gedenkſtiftungen ( Wohlfahrtseinrichtungen wie

Invalidenheime und Fürſorgeanſtalten für Hinter⸗

bliebene ) , Gedenkhaine , Gedenkſammlungen , Denk⸗

mäler , Gedenktafeln und dergl . Bei allen zu tref⸗

fenden Maßnahmen gedachter Art empfiehlt ſich
vorheriges Benehmen mit den zuſtändigen Bau⸗

und ſonſtigen ſtaatlichen Beratungsſtellen , damit

trübe Erfahrungen , wie ſie da und dort nach
1870/71 gemacht werden konnten , vermieden wer⸗
den .

Nl
Nachruf .

Reviſor Markus Kiefer f .

Am 5. Juni d. Is . iſt unſer Kollege Markus

Kidfer im Alter von 40 Jahren in Neuſtadt im

Schwarzwald geſtorben . Er legte im Jahre 1897

die Amtsrevidentenprüfung ab und war als Re⸗

viſionsbeamter bei den Gr . Bezirksämtern Neuſtadt ,

Freiburg und St . Blaſien tätig . Durch eine ſchwere

Krankheit genötigt , trat er im Herbſt v. Is . in den

Ruheſtand , um ganz ſeiner Geſundheit leben zu

können und dadurch eine Beſſerung ſeines Leidens

zu erzielen . Während dies ſcheinbar der Fall war ,

klopfte der Todesengel unerwartet an ſeine Pforte

und nahm ihn überraſchend ſchnell aus dem Leben .

Er war verheiratet und hinterläßt eine Witwe und

ein Töchterchen , denen ſich die allgemeine Teil⸗

nahme zuwendet .

Am Grabe legten Herr Amtmann Schindele

für das Bezirksamt Neuſtadt und Herr Oberrevi —

ſor v. Pigage im Namen des Bad . Amtsreviſoren —

vereins mit Worten ehrenden Andenkens Kränze

nieder . Aus der näheren Umgebung waren meh —

rere Kollegen erſchienen , um dem allzu früh Heim⸗

gegangenen die letzte Ehre zu erweiſen .

Mit Markus Kiefer iſt ein wegen ſeines vor⸗

nchmen Charakters und liebenswürdigen Weſens



K

— 112 —

allgemein beliebter und ſehr begabter Kollege
aus dem Leben geſchieden , dem es infolge ſeiner

langwierigen Krankheit leider nicht vergönnt war ,

ſeine Kräfte voll entfalten zu können .

Er ruhe in Frieden !

EEEEE

fimtsrepisorenverein .

＋
Den Perren Vereinsmitgliedern machen wir die

traurige [ Iitteilung , dah unser Kollege

Darkus Kiefer
Repisor bei Gr . Bezirksumf Deusfadt

am 5. Juni d. Js . nach langem hbeiden im fllter

von 40 Jahren sanft entschlafen ist .

Wir werden dem stets freundlichen , beliebfen

Rollegeu , welcher sich frotz seiner langdauernden
Krankheit immer wieder qufraffte , um seine Dienſt -

geschäfte nach Kräften zu erledigen , ein ehrendes

Hpdenken bewahren .

Der Vorsfand .

EEE

fin die verehrl . Bürgermeiſterämter !
Wir haben , verſchiedenen Anregungen folgend , ein

verzeichnis
von den während des Weltkrieges 1914 —

zu Deutſchlands Heer n. Flotte einberufenen

Kriegern
angefertigt .

Das Buch iſt in jeder gewünſchten Bogenſtärke , in
Leinen gebunden , erhältlich

Wir bitten höfl . eventl . Beſtellungen alsbald aufgeben
zu wollen .

Hochachtend

Spachholz u. Ehrath , Bonndorf ( Baden ) .

Ta belle

für Krankenhäuſer , Lazarette , Reviſionsſtellen uſw .

Aus derſelben iſt ohne alles weitere ablesbar :

Wieviel Verpflegungstage es von jeder beliebigen

Zeit zur andern iſt und

2, wie hoch die Verpflegungskoſten innerhalb beliebiger
Zeit bei einem täglichen Satz zwiſchen 1. 60 bis 3 — 4

(je einſchließlich ) ſind .
Preis der Tabelle — auf ſtarkem Karton aufgezogen

—: 1 Stück 4 1. 20, 2 Stück 4 1. 80 , 5 Stück 3. 50 .

Für die Verwaltungen , Verrechnungen , Reviſionen über⸗

aus praktiſch und Zeiterſparuna !
A. Müller , Wolfach i . B

Badiſcher

andgemeindenberbund

Todes - Hnzeige .
flbermals haben wir den Verlust eines Ver -

bandsmitglieds des Perrn

Bürgermeisters Karl fimann
dus Krumbach (flimt ſſlehkirch )

zu beklagen ; er erlitt vor Kurzem auf dem weitlichen

Kriegsschauplatz den Peldenfod . -

fim 19. ſlldi hatte er uns aus dem Schützen -
graben einen Brief geschrieben , worin er für unsere
ihm übersandte Biebesgabe donkte und von seinem

Wohlergehen und den siegteichen Erfolgen seines

Truppenfeils berichtete .

Es ist nun bereits der zweite Bürgermeister dus
dem flmt ſ [ lesskirch , der quf dem Feld der Ehre

gefallen ist .

Wir werden ihm ein ehrendes findenken bewahren ,

Beidelberg - Sondhausen , den 9. Juli 1915 .

Der Voritand .

—

E
mit Flügelton - in allen Stil - und Polzůurten . eue
Pidnos von Mk . 425 . — an . Gehrduchfe Pidnos zu Mk

300 . —, 350 . —, 400 . — mit voller Garantie .

Hoher Extra - Rabatt

Franko - Probeiendung . — Viele Taufend Referenzen

Pracht - Katalog frei .

Fr . Siering , Mannheim C7 Nr . 6

Vertragsflrma seit 1906 .

Zur Rechnungsſtellung empfehlen wir :

Gemeinderechnungsvorträge
für die

Kriegsfamilienunterſtützungen
und zwar :

a. Darſtellung der an die Berechtigten gezahlten
Monatsbeträge mit Ausſcheidung der Anteile

für Reich und Lieferungsverband
b. Verteilung zur Verbuchung in den einzelnen

Rubriken

Spachholz & Ehrath , Bonndorf .

Sendungen ſind zu richten :
in Angelegenheiten

a) des Landgemeindenverbandes (7) an

ſtraße 19 ;

c) der Bestellung und des Uersands der

Sur gefälligen Beachtung !

b) des Rechnerverbandes ( 8) an deſſen Vorſitzenden — Stadtrechner Kaufmann in Schopfheim ;—

d) im übrigen an die Schriftleitung in Konſtanz — Schützenſtraße 20 —.

deſſen Geſchäftsſtelle in Heidelberg — Obere Neckar⸗

Zeitſchrift an die Geſchäftsſtelle in Bonndorf und

Verlag : die Bad . Landgemeinde⸗ , Amtsreviſoren⸗ und Rechner⸗Verbände . Geſchäftsſtelle in Bonndorf .
Schriftleitung : Oberreviſor Bundſchuh in Konſtanz . — Druck : Spachholz & Ehrath , Bonndorf .
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